worte ich mit Ja. 
Widerſtoruch ſtebt. 


Der § 10 ermächtigt den 
| für erforderlich erachtet, 
| borzurufen oder zu unterhalten. 


I amten überlaſſen. Es wäre vielleicht richtiger geweſen, wenn der § 10 
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Deutſchland. 

0. C. Reichstags⸗Verhandlungen. 

11. Sitzung vom 28. Februar. a 
b Am Tiſche des Bundesraths: Hofmann, Herzog und zahlreiche 

miſſarien. 

uf der Tagesordnung ſteht die Interpellation des Abg. Winterer. 
Am 14. September v. J. bat der Unterzeichnete dem Oberpräſidenten zu 
Straßburg ſchriftlich Anzeige gemacht von ſeinem Vorhaben, ein politi⸗ 
Ihe: Wochenblatt, den „Elſäſſer“, zu gründen, auf Grund des 

eſetzes vom 11. Mai 1868, Art. 1, welches jeder großjährigen im Beſitze 

bürgerlichen Rechte befindlichen Elſäſſer ermächtigt, ohne vorberige Ge⸗ 
nehmigung eine Zeitung berauszugeben. Am 1. October hat der Unter: 
zeichnete bei dem Bezirkspräſidium zu Kolmar das proiectirte Blatt geſetzlich 


angemeldet und am 5. October glaubte er durch ein Circular das Erſchei⸗ 


nen des Blattes auf den 19. October verkündigen zu können. Am 10. Oct. 
erfolgte ein Schreiben des Präſidenten von Ernſthauſen, welches das Er⸗ 
ſcheinen der Zeitung unterſagte: Der Unterzeichnete erblickt in der Verfü: 
gung des Bezirlspräſidenten von Kolmar eine Verletzung ſowohl feines eige⸗ 
gen Rechtes als des Rechtes eines bedeutenden Theiles des elſäſſiſchen Vol: 
es, welchem ſeit 7 Jahren, ohne gegründete Urſache, ein eigenes Organ 
fortwährend verſagt wird. — Der Unterzeichnete erlaubt ſich deshalb den 
eſchskanzler zu fragen: 1) Iſt der vorliegende Fall zur Kenntniß des 
eichskanzlers gekommen? 2) Wie gedenkt der Reichskanzler die Verfügung 
es Bezirzsprafſdenten von Kolmar mit den in Elſaß⸗Lothringen geltenden 
eſetzen in Einklang zu bringen? 3) Iſt der Reichskanzler geneigt, geeignete 
aßnahmen zu Gunſten des unterſagten Blattes zu treffen? 

Abg. Winterer: Die Verfügung des Bezirkspräſidenten von Kolmar, 
durch welche die Herausgabe unſeres katholiſchen Blattes unterſagt wurde, 
baſirt auf dem Artikel 10 des Verwaltungsgeſetzes, der den Oberpräſidenten 
ermächtigt, bei Gefabr für die öffentliche Sicherheit die nöthigen Maßnahmen zu 
treffen. Nach Art. 1 des bei uns geltenden franzöſiſchen Preßgeſetzes vom 
II. Mai 1868 ift aber jeder unbeſcholtene und würdige Elſäſſer berechtigt, 
ohne vorherige Genehmigung eine del herauszugeben. Daß unſer pro⸗ 
lectirtes Blatt die öffentliche Sicherheit gefährde, kann wohl kaum jemals 

ewiefen werden. Man hat uns nur eingewendet, wir wollten eine ſtarke 
Partei bilden und würden doch nur Strohmänner vorſchieben. Für Letz⸗ 
keres fordern wir Beweiſe. Das projectirte Blatt ſollte lediglich die ſociale 
Prag: erörtern und eine politiſche Rundſchau bieten, in welchen die ber: 
eumderiſchen Angriffe der Regierungspreſſe zurückgewieſen werden ſollten. 
Das Verfahren der Regierung iſt um fo auffallender, als fie erſt im Sep⸗ 
gember vorigen Jahres die Herausgabe eines iſrgelitiſchen Blattes geſtattet 
hat und ruhig zuſieht, wie von einem radicalen Blatt, in deſſen Redaction 
zwei ſchwer berurtheilte Mitglieder der Pariſer Commune als Redacteure 
netioniren, die latholiſche Kirche unausgeſetzt verhöhnt wird. Alſo zwei 
jänner, die an dem größten Verbrechen unſeres Jahrhunderts Theil ges 
nommen, dürfen das Cbriſtenthum auf's Unerhörteſte beſchimpfen, uns 
Katboliken aber verbietet man, ein Organ zur Abwehr dieſer Angriffe zu 
errichten. Daß die Regierung ſich uns gegenüber auf den Dictatur⸗Para⸗ 
graphen ftügt und ihn gewiſſermaßen als Parteiwaffe gegen uns gebraucht, 
iſt um ſo unverſtändlicher, als ihr ja neben vem e noch 
diele andere Mittel: officiöſe Preſſe, Staatsanwälte und Polizei, gegen unſer 
Blatt zur Verſügung ſtehen. Wir verlangen gleiches Recht für alle Staats 
bürger auch in Elſaß, Lothringen und erwarten, daß ſich die Regierung in 
dieſer Weile ausſprechen wird. (Bravo im Centrum) 3 

Unterftaatsiecretär Herzog: Die erſte Frage der Interpellation beant⸗ 
Auf die zweite bemerke ich, daß nach der Auffaſſung der 
Regierung die betreffende Verfügung mit den geltenden Geſetzen nicht in 
er § 10 des Verwaltungsgeſetzes vom 31. Dechr. 1871 
ermächtigt den r eine N au EN Fl iR u 
ei rüfung auch von einer juriſtiſchen Autorität anerkannt worden. 
. . bei BE m a 

i it di regeln zu ergreifen, welche er zur Abwendung der Gefahr 
nne giebt ihm alſo auch die Befugniß, Veröffentlichungen 
welche nach ſeiner Anſicht geeignet ſind, Unordnungen her⸗ 
Merkmale für die Gefahr bezeichnet der 


zu unterſagen, 


& 10 nicht; dies iſt dem Urtheil und der Discretion des betreffenden Be⸗ 
in 
der Verfügung des Präſidenten für Ober⸗Elſaß ausdrücklich citirt worden 


wäre. Der Interpellant hat dadurch, daß er beim Oberpräſidenten um die 


Genehmigung der Zeitungsherausgabe nachſuchte, ſelbſt anerkannt, daß dem 
ane — Recht des Verbotes zuſtebt (Heiterkeit). Die dritte Frage 
beantworte ich mit „Nein“. Die Regierung findet keinen Anlaß, den Ober⸗ 
präſidenten von Elſaß Lothringen zu corrigiren. BR 
Auf Antrag des Abg. v. SchorlemersAlft tritt das Haus in die Des 
ſprechung der Interpellation ein. . Ks 
Abg. Guerber: Die ganze Schwere des Artikel 10 wird gegen diejenige 
reſſe in Elſaß⸗Lothringen angewendet, welche unſere Anſichten vertritt und 
dmid gegen einen großen Theil der elſäſſiſchen Bevölkerung. Unter dieſem 
ud ſchmachten wir feit ſieben Jahren. Bald nach der Annexion wurden 
unſere Organe unterdrückt und alle Verſuche ſie wieder erſcheinen zu laſſen 
bereitelt, damit iſt die Majorität des Volkes mundtodt gemacht. Die Regie: 
zung bat wiederholt eine milde Anwendung des Artikel 10 verheißen, aber 
uns immerfort mit allerlei Ausflüchten abgeſpeiſt; fie hat verlangt, daß ſo⸗ 
ar die Correſpondenten namhaft gemacht, daß Garanten geſtellt würden, 
1 daß Jeder von unſerer Partei, welcher ſprechen will, einen Garanten 
inter ſich haben ſoll, der für ſeine Weisheit baftet. Das deutſche Preß⸗ 
eſetz hat ſchon Waffen und Klauſeln genug, um die Regierung gegen Aus: 
. der Preſſe zu ſchützen. Gegen die Einrichtungen, welche auf 
Grund des Artikel 10 geſchaffen werden, proteſtire ich im Namen der Freiheit 
und Gleichbeit und Be Preßgleichheit auch für meine Partei. 
bg. Schneegans: a orb 
g ie 19 8 leser Seite des Hauſes nicht auch für die Preßfreiheit und 
Gleichheit in Elſaß⸗Lotbringen eintreten. Ich glaube nicht, daß bei dieſer 
eſprechung etwas gejagt werden könnte, was die verſchiedenen Parteien, 
die in Elſaß⸗Lothringen beſtehen, gegen einander führen würde. 
Collegen beklagen ſich über Verleumdungen und Angriffe; wir ſind den⸗ 
elben Angriffen ausgeſetzt, wie dieſe Herren. Sie ſagen, Sie haben keine 
eitungen in Elſaß⸗Lothringen; aber jedes Kind weiß, daß Sie eine Menge 
von deutſchen Zeitungen zu uns bereinführen und beſonders in Wahl ' 
Angelegenheiten in allen Dörfern verbreiten. Im Princip wollen wir, daß 
alle Parteſen in Elſaß⸗Lothringen, wie fie auch heißen mögen, ebenſo gut 
zu Wort kommen, wie diejenigen, die heute ſchon das Wort baben. f 
Sie beklagen ſich mundtodt gemacht worden zu fein und ganz fpeciell 
unter dem Artikel 10 zu leiden: wir leiden noch mehr darunter. Sie zieben 
Ibre Vortheile aus dieſer Situation, denn man weiß gar nicht, wo und 
wie man Sie fallen und angreifen ſoll. Sie entziehen ſich der Verantwort⸗ 
lchkeit für Ihre Ideen, während wir fie für die unſrigen tragen und ent⸗ 
ſchlüpfen uns wie Maſſer zwiſchen den Fingern. Zudem hat man mit der Be: 
bauptung, als hätten wir Garantien gegeben, als wären wir der Regierung 
unterthan, unſere Unabhängigkeit angegriffen. Die Geſetzlichkeit der Maß⸗ 
regel zu vertheidigen, iſt Sache der Regierung, zweckmäßig und politiſch iſt 
ſie nicht. An Stelle der Regierung würde ich der ultramontanen Partei 
ebenſogut ein Blatt erlauben, wie jeder anderen, damit keine auch nur mit 
einem Schein von Wahrheit jagen könne, ſie ſei mundtont gemacht worden. 
Des Pudels Kern liegt im Art. 10 dee Dictaturgefeges; bier müſſen alle 
Elſaß⸗Lolhringer, auf welcher Seite des Hauſes fie auch ſien, ſagen: 
<eterum censeo. So lange Artikel 10 in unſeren Landen beſteht, iſt Elſaß⸗ 
thringen, wenn ich mich jo ausdrücken darf, vergiftet. Gerade das Be⸗ 
ſaben dieſes Artikels wirſt auf die Parteien, die ein Blatt haben, den An⸗ 
ein, als wären von dieſen Parteien, wie man ausgeführt hat, gewiſſe 
arantien gegeben. Ich meinerſeits weiß nichts davon; von uns ſind keine 
arantien gefordert worden. Das auf Art. 10 geſtützte Verbot ſchadet nicht 
nur der davon direct betroffenen Partei, ſondern auch allen übrigen, auch 


ſo geſchieht es, um das Princip zu wahren und unſeren Collegen aus 


Freslauer 
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möchte nur dem Mißverſtändniſſe vorbeugen, Obo.) 


Unſere] J 


Aung, und wenn ich bier für die Freiheit und Gleichheit der Preſſe einſtehe, d 


Elſaß⸗Lothringen, die einer anderen Partei angehören, den Schutz dieſes 
Princips zu ſichern, wie uns ſelbſt. ne N 
Abg. v. Schorlemer⸗Alſt: Die Mißlichkeit des jetzigen Zuſtandes in 
Elſaß⸗Lothringen hat auch der Vorredner anerkannt. Wenn er aber über 
die Geſetzlichkeit der Verfügung des Ober⸗Präſidenten nicht urtheilen will, 
ſo iſt dies freilich für den Redacteur einer Zeitung ein ſo beſcheidener 
Standpunkt, daß mit einem ſolchen die Regierung zufrieden fein kann und 
keine Garanten braucht. Manche deutſche Blätter kommen gar nicht in die 
Reichslande binein, die „Germania“ wird an der Grenze zurückgebalten. Die 
Antwort des Commiſſars der Bundesregierung hat mich nicht überraſcht; 
jedoch müßte eine verſtändige und anſtändig denkende Regierung doch vor 
nwendung des Art. 10 erſt abwarten, ob durch eine Zeitung Unordnung 
angeſtiftet wird. Wenn auch möglicherweiſe die Unterdrückung in der Macht⸗ 
befugniß des Oberpräſidenten gelegen hat, fo handelt es ſich doch hier 
darum, ob er dieſe Machtbefugniß nach Recht und Billigkeit oder tyranniſch 
ausgeübt hat. Die Frage der freien Meinungsäußerung iſt neben der Aus⸗ 
übung der Religion das wichtigſte Recht d.s Staatsbürger. Den Zuſtand 
der Preſſe in Elſaß⸗Lothringen ſollte man aber nicht in Deutſchland, nicht 
einmal in Rußland für möglich halten; Oppoſitionsblätter werden nicht ge⸗ 
duldet, nur ſolche Zeitungen werden geſtattet, die auf dem Standpunkt der 
Regierung ſtehen oder Reptilien find. Ich rünſche, daß die Fortſchrittspartei ein 
energiſches Wort für die Preßfreiheit ſpricht. Die jetzigen Zuſtände können 
im Lande keine Sympathien hervorbringen, am wenigſten bei denjenigen, 
die ihre franzöſiſchen Neigungen nur ſchwer verdecken und keinen Boden für 
die deutſche Sache ſchaffen. ir haben immer geſagt, daß die Elſaß⸗Lothrin⸗ 
ger Deutiche find, wir müſſen fie alſo auch als Deutſche behandeln, während 
ich ihre Behandlung Seitens der Regierung en Preſt nennen muß. Wenn 
die Regierung das Urtheil der unabhängigen Preſſe nicht vertragen kann, 
dann kann ſie kein gutes Gewiſſen haben. Die Elſaß Lothringer müſſen die 
gleiche Preßfreiheit haben, wie alle übrigen Deutſchen. } 
bg. Marcard: Er wolle die Rechtsausführungen des Regierungs⸗ 
bevollmächtigten nicht beſtreiten und müſſe das formale Recht des Oberprä⸗ 
ſidenten zum Verbot des „Elſäſſers“ anerkennen. Dagegen halte er die 
Ausübung dieſes Rechtes für politiſch nicht richtig. Ueberall erſcheinen 
ſocialdemokratiſche Blätter, welche allgemeinen Umſturz, Gottesleugnung und 
Abfall vom Chriſtenthum, dieſes nicht ohne Erfolg predigen; dazu eine 
Menge Witzblätter, die ſittlich vielleicht mehr Schaden thäten, als die viel⸗ 
ach doch mehr abſchreckend als verlockend wirkende ſocialdemokratiſche Preſſe. 
enn nun ſolche Blätter im Elſaß Zugang fänden, ein vorausſichtlich ultra⸗ 
montanes Blatt dagegen unterdrückt würde, ſo müſſe das Volk im Elſaß 
glauben, die Regierung halte das katholiſche Chriſtenthum für mehr reichs⸗ 
feindlich und gefährlich, als die ſocigliſtiſche, antichriſtliche und auch jüdiſche 
Preſſe, die dort ein eigenes iſraelitiſch⸗politiſches Organ habe. Gerade die 
chriſtlich geſinnte Bevölkerung im Elſaß, Katholifen nicht minder wie Luthe⸗ 
raner, überhaupt wirklich evangeliſche — literariſcher Beweis Auguſt Stöber 
— babe noch am meiſten deutſche Art und Weiſe ſich bewahrt und auch in 
dieſem Hauſe höre man die Herren von der ultramotanen Partei ein rich⸗ 
tiges urdeutſches Allemanniſch ſprechen, während von der anderen Seite das 
Deutſche doch ſehr franzöſiſche Anklänge habe. Es Wi nun nicht politiſch, 
dem noch am meiſten deutſch gearteten Theil der Elſäſſer — wobei Redner 
auch wiederholt die Lutheraner betont — ein fortdauerndes Mißtrauen zu 
zeigen und ſie unter Polizeiaufſicht, ja faſt unter Beſchränkung der Aus 
übung der bürgerlichen Ehrenrechte zu halten. Er ſpreche nur aus deutſcher 
Geſinnung heraus und werde dieſes dadurch zeigen, daß er nicht zu Gunſten 
der zurückgekehrten Optanten ſtimmen werde. 


Abg. Träger: Ich glaube mich lediglich auf den Standpunkt beſchrän⸗ 
ken zu müſſen, ob die hier zur Sprache gebrachte Maßregel in den vorhan⸗ 
denen Geſetzen begründet iſt oder nicht. Meine politiſchen Freunde und ich 
haben bei jeder Gelegenheit dem Gedanken der Gleich berechtigung des Elſaß 
mit den übrigen Reichstheilen Ausdruck gegeben. Dieſe Meinung haben 
wir auch bei Gelegenheit des Preßgeſetzes ausgeſprochen. Was die Inter⸗ 
pellation ſelbſt betrifft, ſo ſind wir der Anſicht, daß dieſelbe nach dem be⸗ 
ſtebenden Rechtszuſtande begründet iſt. Die Ausführungen des Regierungs- 
Commiſſars haben in mir keinen Zweifel angeregt, ſondern etwa noch bei 
mir beſtehende Zweifel unterdrückt. Wertbvoll war mir das Anerkenntniß 
des Regierungscommiſſars, daß der Oberpräſident das Erſcheinen einer Zei⸗ 
tung nicht zu erlauben habe. Auf den Umſtand, daß der Interpellant ſich 
um dieſe Erlaubniß an den Oberpräfiventen gewendet hat, kann es nicht 
ankommen, da der Präſident kein Recht gehabt bat, ein Verbot auszu⸗ 
ſprechen. (Sehr richtig.) Wenn die Regierung aber trotzdem meint, daß 
der Oberpräfident auf Grund der bloßen Privatanzeige berechtigt geweſen 
ſei, ein Verbot gegen die Herausgabe eines Journals zu erlaſſen, ſo wird 
das Anerkenntniß der Regierung vollſtändig werthlos und man will durch 
eine Hinterthür erlangen, was man offen nicht erlangen kann; es iſt weiter 
nichts als die Einführung der Erlaubniß durch die Hinterthür des Verbots. 
Der Oberpräſident hat nach dem Geſetz nur das Recht, eine Zeitung aus 
beſtimmten Gründen zu unterdrücken; es muß alſo ein vorhandenes Blatt 
ſein und im vorliegenden Falle exiſtirte das Blatt noch gar nicht. Anders 
kann Art. 10 nicht interpretirt werden. Auf Grund des beſtehenden Rechts 
iſt die Maßregel des Oberpräſidenten unbegründet und die Beſchwerde des 
Interpellanten berechtigt. Außerdem ſcheint es bedenklich, beſtimmten Ber: 
ſonen von vornherein eine Gefährlichkeit beizulegen, die ſie vielleicht gar 
nicht haben. Es handelt fi hier um eine Ausnahmemaßregel, und dieſe 
muß, id nicht woblwollend, fo doch jedenfalls ftrict interpretirt werden, 
und eine ſtricte Interpretation des Art. 10 ſpricht gegen den Oberprä⸗ 
ſidenten. (Beifall. f 

Unterſtagtsſecretär Herzog: Der Vorredner irrt, wenn er meint, daß 
der Interpellant feinen erſten Antrag an den Bezirkspräſidenten gerichtet 
bat; der Antrag war an den Oberpräſidenten gerichtet. Betreffs der An: 
griffe des Abg. v. Schorlemer auf die Regierung habe ich zunächſt zu be⸗ 
merken, daß dieſelben in verletzender Form dargebracht worden ſind. (Rufe: 

0.) Ich will dieſe Form aber ignoriren. ie Regierung Dan ſelbſt, 
von den Ausnahmemaßregeln dispenſirt zu fein und das deutſche Preß⸗ 
geſetz auch in Elſaß⸗Lothringen gelten zu laſſen, aber bei der Haltung der 
ultramontanen Partei iſt das nicht möglich. (Widerſpruch im Centrum.) 
In Elſaß⸗Lothringen bedeutet die ultramontane Preſſe etwas anderes als 
im übrigen Deutſchland. Hier wird in Zeiten der Gefahr ſich Jeder als 
Deulſcher fühlen, aber in Elſaß⸗Lothringen find die Sympathien für Frank⸗ 
reich doch viel zu ſtark. Es erſchien z. B. einige Tage nach dem Erlaß des 
Verbots ein längerer Auſſatz in dem Blatte „Decentralisation“, in welchem 
das Programm des Interpellanten mitgetheilt und unter Anderem hervor⸗ 
gehoben war, daß ſich das herauszugebende Blatt damit beſchäftigen wird, 
für die question sociale in Elſaß Lothringen die nöthige Erläuterung zu 
geben. Dann fährt der Artikel fort: Die Katholiken im Elſaß werden von 
dieſer neuen Quälerei nicht überraſcht fein, ſeit ſieben Jahren ſeufzen fie 
unter dem Joche, die Feinde ihrer heiligen Religion triumphiren augenblick⸗ 
lich, aber bald oder ſpäter — Gott wird es wiſſen, fie zu verwirren. In⸗ 
zwiſchen beten wir, daß die Stunde der Befreiung beſchleunigt werde. Der 
Zuſammenhang des Artikels, der von Herrn Winterer nicht unterzeichnet 
iſt, aber offenbar von ihm nahe ſtebenden Kreiſen ausgegangen iſt, zeigt, 
in welchem Sinne das projectirte Blatt redigirt ſein würde und rechtfertigt 
die Verfügung des Oberpräſidenten. Ich wüßte nicht, in welcher Beziehung 
Religion und Gottesdienſt in Elſaß⸗Lothringen jemals geſtört worden wäre. 
Das Schlußwort von der „Stunde der Befreiung“ iſt in politiſchem Sinne 
gebraucht und nicht im Sinne der Befreiung von religiöſem Druck, der 
nicht exiſtirt. (Widerſpruch im Centrum.) 5 

Abg. Windthorſt: Ich danke dem Abg. Marcard für die warmen Worte 
u Gunſten der unterdrückten Elſaß⸗Lothringer, hätte aber gewünſcht, daß 
5 m Namen der conſervativen Partei Aran worden wären. Hoffent⸗ 
ich wird auch ein Vertreter der nationalliberalen Partei für die Angelegen⸗ 
beit der Interpellanten eintreten, denn es handelt ſich hier um wahrhaft 
nationale und liberale Forderungen und auch die Reichspartei hätte wohl 
Veranlaſſung, ſich dieſer bochwichtigen Reichsangelegenheit anzunehmen. 
Die Aeußerungen des Unterſtaatsſecretärs Herzog waren mir höchſt befrem⸗ 
end. Man kann doch nicht einen Zeitungsartikel als Motiv für eine Ver⸗ 


fügung angeben, wenn derſelbe ſechs Wochen nach der Verfügung erſchienen 


Neunundfünfzigyter Jahrgang. — Verlag von Eduard Trewendt. 
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Exp. tion. Herrenſtraße Nr. 20. Außerdem übernehmen alle „oft 
Anka, ten Beſtellungen auf bie 1 welche Sonntag einmal, Montag 
zweimal, an den übrigen Tagen dreimal erſcheint. 
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iſt. Der Artikel ift u uch dazu nicht geeignet; das Wort: „Die Stunde d 
Befreiung“ kann mar allerdings als Losreißung Elſaß⸗Lothringens vos 
Deutſchen Reiche interpre, ren; es iſt aber nicht abſolut nothwendig. In 
Preußen beten auch läglia, acht Millionen Staatsbürger um Befreiung 
vom harten Drucke, obne daß ſie damit eine Trennung von Deu'ſchland 
meinen. Wenn aber felbft das in dem Zeitungsartikel ſtände, was die Re⸗ 
gierung bineininterpretirt, fo ſollte das gerade die Regierung beranlafien, 
dieſen Leuten Gelegenheit zu geben, wB, fie in ihrer Heimat ihre Be⸗ 
ſchwerden offen ausſprechen können und ire Klagen und Seufzer nicht in 
das Ausland zu tragen brauchen. In der aus länbiſchen Preſſe vorgebrachte 
Beſchwerden nehmen dadurch ſofort ein ganz anderes Colorit au und die 
praktiſche Pſychologie lehrt, daß nichts mehr den Druck erleichtert, als wenn 
man offen darüber ſprechen kann. Iſt denn die deutſche Herrſchaft in den 
Reichslanden jo ſchwach, daß fie eine derartige Oppoſition nicht vertragen 
kann? Den Friedensvertrag wird man uns doch im Elſaß nicht umſchreiben! 
Es bleibt nur die Alternative, die Leute im Elſaß entweder ſprechen zu 
laſſen und mit ihnen verſtändig zu discutiren, oder ſie niederzuſchlagen. 
Wenn die Herren, welche dort Namens Deutſchlands das Regiment führen, 
ſich für die letztere Alternative entſcheiden, fo mögen fie das verſuchen; ich 
als Deutſcher proteſtire gegen dieſen Verſuch. 

Die Herren ſind allerdings nicht geübt und befähigt, eine ſachliche Dis⸗ 
euffion zu führen. (Der Präſident unterbricht den Redner.) Für jede 
Bureaukratie iſt es leichter, mit Keulen dreinzuſchlagen, als die Verhältniſſe 
verſtändig zu klären. Wir haben aber ein bedeutendes Intereſſe, daß end⸗ 
lich nach ſieben Jahren die Elſäſſer offen ihre Beſchwerden aussprechen und 
daß wir ſie auf ihre Begründung prüfen und demgemäß verfahren können. 
Was der Herr Unterſtaatsſecretär über angebliche ultramontane Umtriebe 
in den Reichslanden geſagt hat, ſo fehlt ihm jedes Verſtändniß in dieſer 
Beziehung; man wird dort doch auch für die Freiheit der Kirche eintreten 
dürfen! Er brauchte dieſes Wort nur, um dadurch für die Regierungs⸗ 
maßregeln eine Majorität zu gewinnen. Er irrt ſich aber, wer den Puls⸗ 
ſchlag der Zeit verſteht, merkt, daß dieſes Wort viel von ſeiner Zugkraft ver⸗ 
loren hat — und darüber freue ich mich. 5 

Abg. v. Puttkamer (Frauſtadt): Der Abg. Windthorſt hat zwar Sträuß⸗ 
chen nach allen Seiten ausgetheilt reſp. in Ausſicht geſtellt, wenn man mit 
ihm übereinſtimme, trotzdem bin ich nicht in der Lage, mir ein ſolches zu 
verdienen. Für uns kommt es hier weſentlich darauf an, ob der Vorwurf 
des geſetzwidrigen Verfahrens, welcher der Regierung bier gemacht wird, be⸗ 
gründet iſt. Weniger Gewicht legen wir auf die Frage, ob das Verfahren 
politiſch zweckmäßig iſt. Ich glaube wohl, daß die Regierung auch für die 
Partei Baud ebe die Zügel etwas lockerer laſſen könnte, Jals es 
augenblicklich geſchieht (Hört!), weil die Reſultate der letzten Reichstags⸗, 
Bezirkstags⸗ und Landesausſchußwablen gezeigt haben, daß wir in den 
Reichslanden doch mehr Sympathien gewonnen haben, als der Abg. von 
Schorlemer glaubt. Auch iſt in der leitenden Politik Frankreichs ein uns 
günſtiger Umſchwung eingetreten. Jedoch iſt die Frage, inwieweit man den 

nterpellanten entgegenkommen ſoll, mehr eine Frage des Gefühls, als der 
twägung. Die eingebendſten Studien der bezüglichen franzöſiſchen Geſetz⸗ 
gebung haben mich überzeugt, daß die vom Oberpräſidenten geübten Be⸗ 
fugniſſe demſelben thatſächlich zuſtehen. In dieſer Beziehung wollte ich die 
materiellen Ausführungen des Abg. Träger nicht unwiderſprochen laſſen. 
Abg. v. Schmid (Würtemberg): Ich will nicht unterſuchen, welche Zwecke 
mit dieſer Interpellation und Debatte von gewiſſer Seite Perlen ee 
Thatſächlich ſteht aber feſt, daß dieſelben außerhalb des Hauſes zu den 
ſchärſſten Agitationsmitteln gebraucht werden. Die Urrechte der Menſchen, 
das Recht der Freiheit und Gleichheit iſt von den Herren aus Elſaß und 
aus dem Centrum angerufen worden. Es macht einen eigenthümlichen 
Eindruck, daß dieſe Rechte der individuellen Freiheit von den Anhängern 
der unbedingten Autorität vertheidigt werden. Was den Rechtspunkt anbe⸗ 
trifft, ſo iſt die Legalität der Regierungsmaßregel von keinem Redner mit 
Grund angefochten worden. Der Interpellant hat dieſelbe nach den Aus⸗ 
führungen des Unterſtautsſecretärs Herzog ſelbſt in feiner Eingabe an den 
Oberpräſidenten anerkannt. Wir würden zuerſt gegen eine ſolche Maßregel 
proteſtiren, wenn dieſelbe unter nor malen Verhältniſſen getroffen wäre. Die 
Verhältniſſe in den Reichslanden ſind aber anomal; die verſchiedenſten 
arteien erkennen dort die Thatſachen des Jahres 1871 noch nicht an. Der 


Ealturfampt im Elſaß iſt nur Mittel zum Zweck. Die dort geltenden franz 
zöſiſchen Kirchengeſetze gehen nach der Anſicht aller unparteiiihen Kirchen⸗ 


rechtslehrer — ich nenne Goltther — ebenſo wie die würtembergiſchen viel 
weiter als die preußiſchen. (Widerſpruch im Centrum.) Elſaß Lothringen 
iſt aber ein Angriffsobjeet der internationalen ultramontanen Agitation 
gegen Deutſchland. Der Ausdruck: „die Stunde der Befreiung“ bedeutet 
unzweifelhaft Loßreißung der Reichslande vom deutſchen Reiche. Wenn die 


Leidenſchaften ſich ſo ſteigern, dann muß man doch zugeben, daß dort 


anomale Verbältniſſe ſind, die abgeſehen von dem concreten Fall eine 

ſcharfe Handhabung der Regierungsgewalt rechtfertigen. Wir ſehnen die 

Herbeiſührung normaler Verhältniſſe herbei, welche alle Ausnahmegeſetze 

entbehrlich machen — dazu mögen aber die Interpellanten das ihrige thun, 

Geil je die Reichslande von einer fortwährenden Agitation befreien. 
eifall. 

Nach dem Schluß der Debatte bemerkt Abg. Wiln te rer perſönlich, er 
habe die Befugniß des Oberpräſidenten zur Ertheilung der Genehmigung 
für die Herausgabe einer Zeitſchrift in ſeiner an denſelben gerichteten Ein⸗ 
gabe keineswegs, wie dies der Unterſtaatsſecretair Herzog annehme, an⸗ 
erkannt. Die in Lyon erſcheinende , Décentraliſation“ kenne er gar nicht 
und 1 0 die aus derſelben gegen ihn gefolgerten Inſinuationen Herzog's 


zurück. . 
Abg. v. Schorlemer⸗Alſt beſtreitet, von dem Unterſtaatsſecretair 


Herzog in verletzender Form geſprochen zu haben, da er deſſen Perſon gar 


nicht erwähnt habe. Von der Regierungsmaßregel verletzend zu ſprechen, 
ſei ſeine Abſicht geweſen. 

Abg. Schneegans: Der Abg. v. Schorlemer hat beftritten, daß wir von 
deutſchen Zeiiungen, die in Elſaß Lothringen eingeführt werden, angegriffen 
werden; ich nenne ihm die in Bonn und Köln erſcheinenden Blätter ſeiner 
Partei. Wenn ich der Regierung die Geſetzlichkeit der Maßregel zu ver⸗ 
treten überließ, ſo wollte ich damit ſagen, daß es ſich um eine juriſtiſche, 
vom Regierungstiſch und von den Sachkundigen des Hauſes zu beantwor⸗ 
tende Frage handle. Jedenfalls iſt es mir ſehr zweifelhaft, ob die Regierung 
zu diefer Maßregel berechtigt war oder nicht. Herr v. Shorlemer hat endlich 
von einer Partei in Elſaß⸗Lothringen geſprochen, die ihre franzöſiſchen Sym; 
palhien verleugnet habe und in ihrer Preſſe der Regierung gegenüber nicht 
unabhängig ſei. Damit hat er meine Unabhängigkeit angegriffen, die ver⸗ 
theidige ich. Auf den Vorwurf, die franzöſiſchen Sympathien verleugnet zu 
baben, gebe ich folgende Erklärung: indem ich mich mit ſchwerem Herzen 
auf den Boden der gegebenen, von uns ja nicht geſchaffenen Thatſachen 
ftellte, babe ich keine von den Sympathien für mein früheres Vaterland 
Frankreich verleugnet. Ich glaube aber politisch klug, correct und patriotiſch 
1 zu haben, indem ich die Recht“ und Intereſſen meines engeren 

aterlandes, meines vor Allem gelieb en Vaterlandes Elſaß Lothringen 
auf dieſem Boden vertheidige. (Beifal.) Jedenfalls it es wid. eh daß 
er 15 Vorwurf in einem deutſaſen Reichstage gemacht wird. (Lebhafter 
eifall. 

Abg. v. Schorlemer⸗Alſt will von Schneegang mißverſtanden fein. 
Er babe nur den allgemeinen (Satz ausgeſprachen, wenn die Regierung ſich 
in den Reichslanden auf eine "arte nate, welche fo ſchnell ihre franzöſſchen 
Sympathien aufgegeben bab“, ſo fei das eine unſichere Stütze, die ſehr 1 nell 
in einer Kriſis brechen könne. Er begreife nicht, wie ſich Schneegans vorn, 
dieſem allgemeinen Ausſpruch gleich jo getroffen fühlen konne. 

Damit iſt die Interpell om Winterer erledigt. 05 

Es folgt die Inter. aon des Abg. Epſold: Beabſſch 
barung deff Ne zealage Gelegentmürle vorzulegen: |) k e bie Reichs. 
, zum Dienfie  vetreffend die Gre 
und SAH ormannicaften? 2) beireffend die dei einberufene Reſerde⸗ 
ber e Angriff genommene Regelung der „vorlage des Reichs militär⸗ 

er, Rilitärperſonen? - Communalſteuerverhältniſſe 


Abg. Gpſold: Die Interpellation Verfolgt den Zweck, durch die A 
7 ie Ant: 


S 


wort zu erfabren, ov es angezeigt m, jelbaſtändige Nitiräge zu ſtellen. Das 
Seleh von 1850, welches ben in Nr. 1 bezeichneten Punkt regelt, bedarf 
einer Reform nicht nur in dieſem Punkt. Es it die Pflicht des Staates, 
die Familien der Einberufenen jo zu anzerſteizen, daß ſie nicht ſchlechter 
ſtehen, als wenn bl 
die Familien der Reſerve⸗ und Lo. adwezemänner, fondern auch die Familien 
der zur Erſatzreſerve, zum Landcurm amd zur Seewehr Einberufenen. Dieſe. 
Pflicht iſt bisher durch die monatliche Unterſtützung von 1 Thlr. 15 Sgr. 
für die Frau und 15 Sgr. für jedes Kind unter 14 Jahren nicht vollkommen 
genügt worden; denn dieſe Unterſtitzung ift doch nur ein Almoſen zu nennen. 
Wenn die Kreiſe diefe Gelder aufzubringen haben, jo führt dies zu einer 
Ungleichheit ir. der Vertheilung der Kriegslaſten, die auf die Dauer nicht 
aufrecht erbalten werden kann. f 

Es iſt aber entſchieden eine Härte, wenn das Geſetz von den Familien 
erſt den Nachweis der Hilfsbedürftigkeit verlangt. Das Reformbedürfniß 
dieſes Geſetzes it kein Tagesbedürfniß, ſondern tritt nur im Moment eines 
ausbrechenden Krieges hervor. Wenn auch 1870 in Folge der großen Opfer⸗ 
freudigkeit der Nation der Mangel des Geſetzes ſich nicht fühlbar machte, ſo 
überbebt dies die geſetzgebenden Factoren doch nicht der Pflicht, für eine 
geſetzliche Regelung der Frage einzutreten. Ueber die zweite Frage gehen 
die Meinungen mehr auseinander. Die Geſetzgebung iſt bier keine ein⸗ 
beitliche, ſondern es beſteht in den Staaten des ehemaligen Norddeutſchen 
Bundes das Princip der Steuerfreiheit der Militärs, während im Süden 
davon nichts bekannt iſt. Petitionen ſind ſchon in binreichender Anzahl in 
früheren Seſſionen eingebracht worden. Im Reichsmilitärgeſetz wurde 1874 
eine Regelung der Frage verſucht und zwar in Form der allgemeinen Ein⸗ 
führung des preußiſchen und norddeutſchen Syſtems. Der Reichstag lehnte 
damals die betreffenden Paragraphen ab, um die Frage geſondert zu regeln. 
Es iſt ſehr ſchwer, ein gutes Communalſteuerſyſtem berzuſtellen, wenn die 
Reichsregierung an ihren damals aufgeſtellten Grundſätzen ſeſthält und den 
Bedürfniſſen der Communen keine Rechnung trägt. Bei den ſteigenden Be⸗ 
dürfniſſen der Städte iſt eine gleichmäßige Vertheilung der Laſten notbwen⸗ 
dig, ee enthält der jetzige Zuſtand eine Beeinträchtigung der materiellen 
Verbältniſſe der Gemeinden. f 

Präſident Hofmann: Der unter Nr. 1 bezeichnete Geſetzentwurf iſt 
ausgearbeitet und den einzelnen Regierungen zur Aeußerung zugegangen. 
Er geht von dem Geſichtspunkte aus, daß für Deutſchland eine gleichmäßige 
Regelung dieſer Frage erforderlich ſei, nicht nur für Reſerve und Landwehr, 
ſondern auch für die Erſatzreſerve, die Seewehr und den Landſturm; außer⸗ 
dem ſoll eine angemeſſene Erhöhung der Unterſtützungsſätze herbeigeführt 
werden. Die Einzelregierungen haben ſich im Ganzen zuſtimmend ausge⸗ 
ſprochen; ob aber, da noch einzelne Erörterungen gepflogen werden müſſen, 
derſelbe noch in dieſer Seſſion vorgelegt werden kann, iſt nicht zu ver⸗ 

prechen. Der in Nr. 2 bezeichnete Geſetzentwurf hat ſchon eine lange Ge⸗ 
chichte, die deutlich zeigt, welche Schwierigkeiten ſeinem Zuſtandekommen 
entgegenſtehen. Beim Militärgeſetz wurde ein Verſuch in dieſer Beziehung 
gemacht, aber vergeblich. Die Regierung glaubt mit der Majorität des 

auſes im Einverſtändniß zu fein, wenn fie den mißglückten Verſuch einer 
legislatoriſchen Regelung der Frage vorläufig nicht wiederholt. 

Damit iſt dieſe Interpellation erledigt. | 

Es folgt die Berathung des Auslieferungsvertrages zwiſchen 
dem deutſchen Reiche und Braſilien. 8 

Abg. Hopf ſpricht feine Befriedigung darüber aus, daß der Vertrag in 
den beiderſeitigen Landesſprachen und nicht in einer dritten Sprache abge⸗ 
ſchloſſen iſt. Wenn der Meineid in Civilſachen nicht zur Auslieferung 
führen ſoll, fo liegt das an den beſonderen Gewohnheiten des Landes, denen 
man Rechnung tragen muß. Redner macht dann darauf aufmerkſam, daß 
im Art. 2 des Vertrages ein neues Prinzip aufgenommen jeis Während 
es im Reichs ſtrafgeſetzbuch ausdrücklich heißt, daß wegen der im Auslande 
begangenen Verbrechen eine Strafverfolgung eintreten kann, iſt hier eine 
Verfolgungspflicht feſtgeſtellt. 

Der Vertrag wird in erſter und zweiter Berathung genehmigt. 

Es folgt die Berathung des Etats und zwar des Reichskanzler⸗ 
amtes. Zum Capitel 6, Statiſtiſches Amt, beantragt Abg. Som⸗ 
bart: den Reichskanzler aufzufordern, dahin zu wirken, daß baldthunlichſt 
der Beſchluß des Bundesraths vom 30. Juni 1873, die Aufſtellung 
einer deutſchen Forſtſtatiſtik betreffend, zur Ausführung gelange. 

Abg. Sombart: Die Staliſtik iſt für die Beurtheilung aller ung, be: 
ſchäftigenden wirthſchaſtlichen Fragen von hohem Werthe, wenn ſie möglichſt 
zweckmäßig und vollſtändig aufgeſtellt wird. Wir müſſen dem ſtatiſtiſchen 
Amte für die Schnelligkeit ſeiner Publicationen danken. Aber die Gewerbe⸗ 
ſtatiſtit von 1875, die im Novemberhefte generell mitgetheilt iſt, enthält viele 
Lücken, für die ich den Bundesrath oder das ſtatiſtiſche Amt verantwortlich 
machen muß. Es ſollte beſonders eine Specialſtatiſtik der gewerblichen Klein⸗ 
induſtrie aufgemacht werden, alſo alle die Gewerbe, die mit zwei Gehilfen 
und weniger arbeiten, follten in eine Kategorie geſtellt werden; von da ab 
ſollten Specialerbebungen ſtattfinden. Es find aber alle diejenigen Beniebs⸗ 
ſtellen, die mit fünf Gehilfen und ein, zwei oder drei Prinzipalen arbeiten, 
der Kleininduſtrie überwieſen. Es ftebt ſtatiſtiſch feſt, daß z. B. in Preußen 
1,266,000 Gewerbe ohne jeglichen Gebilfen beſtehen und daß 975,000 Per⸗ 
ſonen als Gehilfen beſchaftigt werden; aber davon, was innerhalb dieſer 
Betriebsſtellen vorgeht, von ſämmtlichen Motoren, erfahren wir abſolut 
nichts. Es muß alſo die Kleininduſtrie ſtatiſtiſch mehr berückſichtigt und der 
Großinduſtrie diesbezüglich nicht nachgeſtellt werden. Noch auf einen ande» 
ren neuerdings vielfach erörterten Punkt will ich binweiſen: auf die Repiſion 
der Statiſtik des Waarenverkehrs mit dem Ausland. Dieſe können wir nur 
erhalten, wenn wir eine kleine Controlabgabe für Ein⸗ und Ausgang und 

Durchfuhr erheben. 2 

Auch nach dieſer Richtung hin iſt eine geſetzliche Regelung dringend ge⸗ 
boten. In der landwirthſchaftlichen Statiſtik Preußens find in den letzten 
10 Jahren dreimal Aenderungen vorgekommen: der Werth der Getreide⸗Normal⸗ 
preiſe wurde erſt in Scheffeln, dann in Centnern, und jetzt per 100 Kilo notirt. 
Für den Laien iſt dieſe Reduction äußerſt ſchwierig und es empfiehlt ſich 
deshalb überall die 100 Kilo ſtatt den Centnern in der neuen Tarifirung 
anzuwenden. Außerdem möchte ich die 20,000 Mk. nicht bewilligen, wenn 
die verſprochene Bodenſtatiſtik nicht vollſtändig gegeben wird. Unter allen 
Culturſtaaten weiß Deutſchland am wenigſten, wie viel es jährlich erntet. 
Daraus erklären ſich die verſchiedenen wirihſchaftlichen Calamitäten betreffs 
des Ex⸗ und Imports, weil wir keine genügende Staniſtik beſitzen. Wir 
werden, wie e8 in den Motiven heißt, in dieſem Jahre eine Bodenſtatiſtik 
des deutſchen Reiches erhalten und es ſoll danach ſpäter der Ernteertrag 
u. ſ. w. publicitt werden. Wenn aber dabei nur die Flächen, nicht die 
Wertbe berückſichtigt werden, dann wird die Arbeit ehenſo mangelhaft fein. 
Auf einen andern Umſtand bezieht ſich der von mir geſtellte Antrag, nämlich 
auf die Wald: und Forſtſtatiſtik. Drei Viertel des deutſchen Reiches beſtehen 
aus Aeckern, Wieſen und Weiden, ein Viertel iſt Waldboden. 

Der Bundesrath hat nun, in Anerkennung der Wichtigkeit der Forſt⸗ und 
Bodenfrage ſchon 1873 die Aufnahme einer deutſchen Forſiſtatiſtit deſchloſſen 
und im Jahre 1874 eine Commiſſion für dieſe Angelegenheit eingeſetzt, mit 


merbebereine und Fortbildungsſchulen damit zu bedenken, damit man dle 


Natur der Sache nach pielfach rückſichtslos in jene Vorlage eingreifen mußte. 


die Einberufung nicht erſolgt wäre, und zwar nicht blos f 


— ee 


prüft werden, 


Kalegorien, und daß man 40 Unterſcheidungen der Siet dee des Forſt 
bodens gemocht batte. Da dieſe Vorſchläge zu einer praktiſchen Durch⸗ 
führung drrchaus ungeeigne“ waren, fo bedürfte es einer gründlichen Um⸗ 
ſormung, der Vorlage, die aber, da zunächſt dringlichere Aufgaben zu er: 
ülley, waren, vorläufig zurückgeſtellt werden mußte. 

„Abg. Sombart: Ich babe gar nichts dage 

Wlan der Forſt⸗Statiſtik, denn er für die praktische Durchfübrung zu um⸗ 
fallend iſt, modificirt werde. Ich erwarte nur, daß dieſe Arbeit jeden: 
falls bald wieder aufgenommen wird und, um nach dieſer Richtung hin 
— 5 Druck auszuüben, empfehle ich Ihnen nochmals die Ann ahme meines 
Antrages. 

Der Antrag wird hierauf angenommen. Zu dem Etat der Normal⸗ 
Eichungs⸗Commiſſion beklagt Abg. Schwarz (Würtemberg) die Ver⸗ 
wirrung, welche durch eine Verfügung dieſer Commiſſion in feiner Helmath 
herbeigeführt ſei, indem es durch dieſelbe geſtattet worden, während eines 
gewiſſen Uebergangsſtadiums neben den metriſchen Maßen und Gewichten 
noch die alten Maße und Gewichte beizubehalten. a 

Geh. Ratb Weymann erwidert, daß gegen die geſetzliche Zuläſſigkeit 
dieſer Verfügung der Normal -Eichungs⸗Commiſſton viele Zweifel laut ge⸗ 
worden ſeien. Namentlich 1152 man in Preußen dieſe Zuläſſigkeit beſtritten 
und um die Frage zur Entſcheidung zu bringen, einen ſpeciellen Fall vor 
das Obertribunal gebracht, welches denn auch die Verfügung für ungeſetz⸗ 
lich erklärt habe. In Folge deſſen ſei dieſelbe bereits durch die amtlichen 
Publicationsorgane zurückgezogen worden. 

Der Etat der Normal⸗Eichungs⸗Commiſſion wird genehmigt. . 

Den Etat des Geſundheitsamts beantragt Abg. Zinn, an die 
Budget⸗Commiſſion zu verweiſen, da der Abg. Richter es jedoch für noth⸗ 
wendig hält, vor der Abſtimmung über dieſen Antrag in eine materielle 
Discuſſion über das Geſundheitsamt einzutreten, beſchließt das Haus mit 
Rückſicht auf die vorgerückte Stunde die Vertagung. 

Nächſte Sitzung: Sonnabend 11 Uhr. (Fortſetzung der Etatsberathung 
und Gewerbe⸗Ordnungs⸗Novelle.) Schluß 4½ Uhr. 

Berlin, 28. Febr. [Amtliches.] Se. Majeſtät der König bat dem 
Oberſten z. D. v. Langen, bisher Bezirkscommandeur des 2. Bataillons 
(Sondershaufen) 3. Thüringiſchen Landwehr Regiments Nr. 71, den Rotben 
Adlerorden 3. Klaſſe mit der Schleife; dem Pfarrer und Kreisſchulinſpector 
Schrage zu Oſtrokollen im Kreiſe Lyk den Rothen Adlerorden 4. Klaſſe; 
dem Obertribunalsrath Weisgerber zu Berlin den Königl. Kronenorden 
2. Klaſſe, ſowie dem Schullehrer Döbel zu Pojerftieten im Kreiſe Fiſch⸗ 
hauſen und dem Ortsrichter Götze zu Züßſchdorf im Kreiſe Querfurt das 
Allgemeine Ehrenzeichen verliehen. 

Se. Majeſtät der König hat die Wahl des Landſchaftsraths v. Leip⸗ 
ziger auf Bietrunfe zum Provinziallandſchaftsdirector des Departements 
Schneidemühl für den Zeitraum von 6 Jabren beſtaätigt. 5 

Ibre Königlichen Hoheiten der Großherzog und die Großherzogin von 
Baden ſind geſtern Abend nach Karlsruhe zurückgereiſt. 

Der Privatdocent Dr. Krabler in Greifswald iſt zum außerordentlichen 
Profeſſor der medieiniſchen Facultät der dortigen Univerſttät und der big: 
herige Rector und n ir Kreis⸗Schulinſpector Eduard Bajohr in 
Strasburg W.⸗Pr. zum Kreis⸗Schulinſpector im Regierungsbezirk Marien: 
werder ernannt worden. Der ordentliche Seminarlehrer Zipp zu Mörs iſt 
in gleicher Eigenſchaft an das Schullebrerſeminar zu Rbeydt verſetzt worden, 
An dem Schullebrerſeminar zu Elten iſt der proviſoriſche Lehrer Alers. 
früher zu Heinsberg, als ordentlicher und Muſiklehrer definitiv angeſtellt 


worden. 

Die Königliche Akademie der Künſte hat durch die im Januar d. J. ſta⸗ 
tutenmäßig dollzogenen Neuwahlen zu ordentlichen Mitgliedern gewählt: 
i) den Maler Louis Spangenberg in Berlin, 2) den Königlichen Bau⸗ 
rath A. Orth in Berlin, 3) den Maler Florentin Bonnat in Paris, 4) 
den Maler und Proſeſſor Ernft Hildebrand in Karlsruhe, 5) den Maler 
Emil Hünten in Düſſeldorf, 6) den Maler H. Siemiradzki in Rom, 7) 
den Maler Emile Wauters in Brüſſel und 8) den Componiſten Anton 
von Rubinſtein in St. Petersburg, und haben dieſe Wahlen die Beſtäti⸗ 
gung des Königlichen Miniſteriums der geiſtlichen, Unterrichts⸗ und Medi⸗ 
eina Angelegenheiten erhalten. 


Berlin, 28. Febr. [Se. Mafjeſtät der Kaiſer und König! 
nahm heute die Vorträge des Kriegs-Miniſters, Generals von Kameke, 
und des Chefs des Militär-Gabineis, General⸗Majors von Albedyll, 
entgegen. 

[Beide Kaiſerliche Majeſtäten! dinirten geſtern mit Ihren 
Königlichen Hoheiten dem Großherzog und der Großherzogin von 
Baden bei Ihren Kaiſerlichen und Königlichen Hoheiten dem Kron⸗ 
prinzen und der Kronprinzeſſin und begleiteten zum Abſchied Ihre 
hohen Gäſte nach dem Bahnhof. 

[Se. Kaiſerliche und Königliche Hoheit der Kronprinz! 
beſuchte geſtern Mittag um 12 Uhr mit Ihrer Königlichen Hoheit der 
Großherzogin von Baden das Architektenhaus. Vorher hatte Se. Kaiſer⸗ 
liche Hoheit Se. Durchlaucht den Fürſten zu Hohenlohe⸗Langenburg 
empfangen. Um 5 Uhr fand bei Ihren Kaiſerlichen und König: 
lichen Hoheiten ein kleineres Diner ſtatt, an welchem Ihre Maje⸗ 
ſtäten der Kaiſer und König und die Kaiſerin⸗Königin, Ihre König⸗ 
lichen Hoheiten die Großherzoglich badiſchen Herrſchaften und Se. Durch⸗ 
laucht der Fürſt zu Hohenlohe⸗Langenburg theilnahmen. Abends 8 Uhr 
begaben Sich die Höchſten Herrſchaften zur Abreiſe Ihrer Königlichen 
Hoheiten des Großherzogs und der Großherzogin von Baden nach dem 
Anhalter Bahnhof. (Reichs⸗Anz.) 

Berlin, 28. Febr. [Demiſſionsgeſuch Camphauſens. 
— Die innere Lage.] Der Finanzminiſter Camphauſen hat geſtern 
ſein Entlaſſungsgeſuch beim Kaiſer eingereicht. Im Reichstage herrſcht 
auf Grund verläßlicher Informationen die Anſicht, daß der Kalſer die 
Demiffion verweigern wird und dadurch die conftitutionellen Bedenken 
des Finanzminiſters eine für ihn erfreuliche Genugthuung erhalten. 
Von anderer Seite hören wir indeſſen die Behauptung aufſtellen, daß 
Herr Camphauſen ſich mit dieſer Satisfaction ſchon deshalb nicht zu⸗ 
frieden erklären wird, weil die vorausſichtliche Ablehnung der Steuer: 
vorlagen durch den Reichstag nicht in Einklang mit ſeiner Demiſſion 
zu bringen iſt. Deshalb würde es ſeinerſeits als nöthig erachtet, an 
die Nation zu appelliren und eine Entſcheidung über die Steuerforde⸗ 
rung der Regierung herbeizuführen. Ob jedoch der Reichskanzler ſich 
mit dieſem Wahlexperiment einverſtanden erklären dürfte, hören wir 
heute ſchon bezweifeln. — Wenn man die Aeußerungen der Regie⸗ 
rungspreſſe ſowohl wie der Organe der verſchiedenen Parteien und der 
unabhängigen Blätter über die innere Lage zuſammenſtellt und ver⸗ 


finden wird. 


am 


demgegenüber für den Augenblick vollkommen haltlos. Von Friede 
thal iſt gegenwärtig nicht ernſtlich die Rede und von Delbrück 
fie gar nicht fein. Von letzterem wird jetzt pofitiv verſichert, daß et 
ſich auch in den jüngſten Tagen noch offen und ausdrücklich zu ſeinem 


en, daß der aufgeſtellte[ alten Standpunkt gegenüber dem Tabakmonopol bekannt habe. ö 
O Berlin, 28. Febr. [Strafvollzuggeſetz. — Erlaß des 


Evangeliſchen Oberkirchenrathes. — Rinderpeſt.] Zut 
weiteren Durchführung der Reichsjuſtizgeſetzgebung iſt nunmehr im 
Reichsjuſtizamte der Entwurf eines Strafvollzuggeſetzes ausgearbeitet 
worden. Dieſer Entwurf wird, bevor er in die weiteren legislatorl⸗ 
[hen Stadien gelangt, einer Commiſſion von Sachverſtändigen vor 
gelegt werden. — In einem Circular⸗Erlaß des Eo. Ober⸗Kirchen⸗ 
Raths an die königl. Conſiſtorien der 6 öͤſtlichen Provinzen wird in 
Bezug auf die Amtsdauer der in die Deputationen oder Commiſſtonen 


der Gemeinde⸗Kirchenräthe, ſowie in Bezug auf die Amts dauer der zu 


Kirchenkaſſen⸗Rendanten gewählten Aelteſten angeordnet, die königl. Con⸗ 
ſiſtorten möchten die Gem.⸗Kirchenräthe anweiſen, bei allen Wahlen und 
Ertheilungen von Commiſſtonen ſtets vor der Vollziehung der Beru⸗ 


fung die Zeitdauer feſtzuſtellen, auf welche hinaus die Functionen ſich 
Für die Wahl der ſtellvertretenden Vorſitzenden iſt 
die dreijährige Functionsperiode bereits geſetzlich vorgeſchrieben, es wird 


erſtrecken ſollen. 


ſich daher für andere Commiſſionen und Ernennungen am meiſte 
empfehlen, ſofern nicht beſondere Gründe für die ſechsjährige Period 


zeigt hat, ſo hat die Regierung von Marienwerder verſchärfte Maß⸗ 
regeln zur Verhütung der Einſchleppung der Seuche in preußiſche Ge⸗ 
bietstheile angeordnet. Es iſt dieſen ſofort ergriffenen Maßregeln wohl 


zu danken, daß in dem preußiſchen Bezirk bis jetzt keine Fälle von 


Rinderpeſt vorgekommen ſind. 

= Berlin, 28. Febr. 
des Landtages und des Reichstages .] 
Camphauſen hat geſtern poſitiv bei Sr. Maſeſtät dem Katſer feine 


Entlaſſung als Finanzminiſter und Vicepräſident des preußiſchen Staats⸗ 


ſprechen, die Friſt von 3 Jahren ebenfalls inne zu halten. — Da ſich 


in letzter Zeit im polniſchen Bezirk Plock die Rinderpeſt wiederum ge⸗ 
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[Miniſterkriſis. — Arbeitsplan 
Der Finanzminiſter 


miniſteriums eingereicht. Im Reichstage, wo man hiervon genau 


unterrichtet ſein will, wird erzählt, das Entlaſſungsgeſuch ſei ſo ein⸗ 
gehend motivirt und in fo dringender Weiſe gefordert, daß es ſchwerlich 
abgelehnt werden möchte, wie ſehr man auch geneigt iſt, im Uebrigen 
daran zu glauben, daß der Kaiſer nicht geneigt fein möchte, daſſelbe 


anzunehmen. Gleichzeitig wird übrigens bekannt, daß ſich der Juſtiz⸗ 


miniſter Dr. Leonhardt in der letzten Zeit fo leidend gefühlt habe, 
daß man bezweifelt, ob er phyſiſch im Stande fein werde, noch lange 


an der Spitze der Juſtizverwaltung zu verbleiben. — Der Bericht der 
Juſtizcommiſſion des Herrenhauſes wird am 11. März zur Verthellung 


kommen und die Plenarſitzungen bezüglich des Ausführungsgeſetzes zun 
Gerichtsorganiſation ſollen am 14., 15. und 16. März ſtattfinden, 
ſo daß die Arbeiten des Abgeordnetenhauſes bezüglich dieſes Geſetzes 
in der dritten Märzwoche wieder aufgenommen und Ende März ge: 


ſchlo ſſen werden können. Im Reichstage hält man es für moͤglich, 
bis zur Charwoche, d. h. bis zum 13. April, die Geſchäfte abzuwickeln, 
es ſei denn, daß die Gerichtskoſtengeſetze eine Fortſetzung der Arbeiten 
nach Oſtern nöthig machten. 

Quedlinburg, 25. geh [Sträflings⸗Emeute.] Von den im bief. 
Kreisgerichts⸗Gefängniß inhaftirten Leuten waren vorgeſtern mehrere mit 
Holzhacken im Freien beſchäftigt. Bei der Rückkehr von der Arbeit fielen 


dieſelben in einem unbewachten Augenblick über ihre Wächter her, verletzten 


den Einen mit ihren Aexten lebensgefährlich und entflohen. Es wurden 
Küraffiere zu ihrer Ergreifung beordert und dieſen gelang es, alle Meuterer 


zu ergreifen und dingſeſt zu machen. Einer derſelben ſoll noch ſeine kurze 


Freibeit dazu benutzt haben, um in die Wohnung eines hieſigen Ein⸗ 

wohners, der gegen ihn als Zeuge ausgeſagt bat, einzudringen und dem⸗ 

ſelben mehrere bedeutende Verwundungen mit ſeinem Beile beizubringen. 
Darmſtadt, 26. Febr. 


„K. Z.“ ſchreibt man von hier: 


1,962,300) jährlich beträgt. Der verſtorbene Großherzog bezog 
1,081,000 M., wovon 207,000 zur Schuldentilgung zu verwenden 


waren; es ſtellt ſich daher die Mehrforderung der Regierung auf 222,230 


M. jährlich und etwa 7 Million zur Schuldentilgung für eine Reihe von 
Jahren. Wie wir glaubwürdig vernehmen, ſoll die Regierung in der 


letzten Sitzung der Commiſſion die Bewilligung dieſer für die Kräfte des 


Landes hohen Summe als ihr Ultimatum hingeſtellt und die ganze An⸗ 


gelegenheit in der That zu einer ernſten politiſchen Frage zugeſpitzt b 
haben, indem der Miniſterpräſident feinen Rücklritt in Ausſicht geſtellt 


habe, wenn die Angelegenheit in der nunmehr von der Regierung vor⸗ 
geſchlagenen Weiſe nicht erledigt werde. Die Angelegenheit ſoll bedeu⸗ 
lend ungünſtiger ſtehen, als wir angaben. Ohne vorher zugeſtandene 
Tilgung der Schulden ſoll die Regierung weitere Punkte gar nicht 
nachgeben, in weitere Verhandlungen gar nicht eintreten wollen. Die 
gegen in Folge der Dalwigk'ſchen Politik 1866 verlorenen Staats⸗ 
domänen eingetauſchte Domäne Bad und Saline Nauheim ſoll, wie man 


; t er Zeit auch ſchon zur 
Kenntniß des Königs von Baiern gebrachten Relation wird bezüglich der 
inſpicirten Infanterieabtheilungen die Reglementsmäßigkeit der vorgenom⸗ 
menen Uebungen anerkannt, dagegen bei einzelnen Commandeuren „das 
wünſchenswerthe Maß von Freiheit und Selbſiſtändigkeit der Bewegung, 
namentlich bei der Vorführung ihrer Truppentheile“ bermißt. Der Cavallerie 
und Artillerie wird alles Lob geſpendel und von letzterer wird die in Nürn⸗ 
berg inſpicirte Abtheilung beſonders erwähnt. k 

München, 25. Febr. Wunvergeſchichte n.] Der biſchöfliche Generals 
bicar zu Regensburg erklärt im „Regensburger Morgenbatte“ öffentlich, 
daß die kirchliche Unterſuchung über die Muttergottes⸗Erſcheinungen bei 
Mettenbach noch nicht abgeſchloſſen, und von der kirchlichen Behörde ein 
Urtbeil noch nicht gefällt ſei. Der „Kurier für Niederbayern“ hatte bes 
e der die kirchliche Unterſuchung dieſer Angelegenheit habe die Unwahr⸗ 
eit der Erſcheinungen berausgeſtellt. ' 


Italien 


[Zur Frage der Cioilliſte.] Der 1 
Wir haben zu berichtigen, daß die 
Anforderung der Regierung für die Cloilliſte 1,096,230 M. (nicht 
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Jahren nicht geltend gemacht werden. 


des Papstes flattfinben n 
are. Dann kann der Papſt auch in den nächſten Tagen dem 
Volke noch keinen Segen vom Balcon des Peters domes herab ertheilen, 
enn er muß vorher gekrönt ſein. Ich habe denn auch ſchon frühzeitig 
im Vatican gehört, daß dle Krönung erſt am 3. März ſtattfinden 
werde, alſo ebenfalls einem Sonntage, nämlich heut über acht Tage. 
uf den Tag vorher fällt nämlich der Geburtstag des Papſtes Leo's XIII., 
an welchem er im Jahre 1810 geboren iſt, alſo jetzt 68 Jahre alt wird. 
In ſeiner Art ſcharf und genau zu regieren, fährt Leo XIII. un⸗ 
abläſſig fort. Man merkt dies jetzt vorzüglich in Betreff der kleinen 
egierungs⸗Erſparniſſe. Bei einem Papſtwechſel waren die Beamten 
m Vatican, vorzüglich die Beamten der päpſtlichen Kanzlei, der fo: 
genannten Dataria, gewohnt geweſen, einen dreifachen Vierteljahrsſold 
in die Taſche zu ſtecken, nämlich für die letzte Regierungszeit des ver⸗ 
ſtorbenen Papſtes, ferner für die Regierungszeit des Camerlengo, und 


endlich die erſte Rate aus der Regierungszeit des neuen Papſtes. 


Sie hatten ſich fo auch jetzt ſchon ausbezahlen laſſen. Aber Leo XIII. 
hat ihnen dieſe Praris jetzt gründlich gelegt, und von ihnen verlangt, 
daß ſie das Geld, welches ſie zu viel erhalten hätten, wieder heraus⸗ 
geben ſollten. Dazu haben ſie natürlich eben kein geſchmeicheltes 
Geſicht gemacht. Aber Leo XIII. hat ihnen vorgeleſen, daß Pio IX. 
dm an einem Zettel die Aufforderung hinterlaſſen hat, fo zu handeln. 
Er ſelbſt habe nur dazu den Muth nicht gefunden, weil er zu alt 
geweſen ſei, und ſich in einer ganz ausnahmsweiſen Stellung befunden 
habe. Jetzt mache aber die Lage der Kirche es nothwendig, mit allen 
ſolchen Mißbräuchen ein Ende zu machen. 

Hier iſt es noch immer eine Hauptfrage, ob der gegenwärtige 
Papſt aus dem Vatican herauskommen wird oder nicht. Nun am 
Freitag Abend, etwa um 8 Uhr, iſt er ſchon herausgekommen, aber 
im verſchloſſenen Wagen und noch im Cardinals⸗Coſtüm. Er hat 
ſeine alte Wohnung im Palaſt Falconieri aufgeſucht, um dort ſeine 
Briefe zu holen. Der Palaſt Falconieri liegt nahe dem Palaſt Far: 
neſe, auf dem linken Ufer des Tiberſtromes. Die Fenſter dieſes 
Palaſtes gehen auf den Fluß hinaus und gewähren eine pracht⸗ 
volle Ausſicht auf die Villa Farneſina am jenfeltigen Ufer, auf den 
Palaſt und Garten Corſini hinter derſel ben und auf die Kirche 
St. Pietro in Montorio, auf dem Höhenzuge des Jianicolo. Hier 
hat der Cardinal Pecci, gegenwärtig Leo XIII., beim Grafen Carpegna, 
mit einem einzigen Diener gelebt, und zwar in höchſt ſparſamer 
Weiſe. Er ließ ſich von dem Diener täglich nur Fleiſchbrühe kochen, 
und war mit dieſer nebſt dem Fleiſche darin zufrieden. Auch im 
Vatican, als der Koch ihm Braten ſchickte, ſchickte er denſelben zurück 
und verlangte nur noch einen zweiten Teller Fleiſchbrühe. 

Im Vatican hat das Zimmer, in welchem Pio IX. ſtarb, bis 


jetzt noch unberührt bleiben müſſen und Leo XIII. hat deswegen vor⸗ 


läufig das obere Stockwerk beziehen müſſen, wo die Staatsſeeretaire 
Antonellt und Simeoni gewohnt haben. Denn ſämmtliche übrige 
Zimmer des unteren Stockwerks haben zu viel Schatten und waren 
zu kalt. Jetzt aber wird das Zimmer Pio IX. wieder hergerichtet und 
dann wird Leo XIII. wieder hinunterziehen. 

Die Zeitungen beginnen nun mit der Höhe der Geldmittel ſich 
zu beſchäftigen, welche Pio IX. in Wirklichkeit wahrſcheinlich hinter⸗ 
laſſen hat. Dies zu ermitteln iſt aber keine leichte Aufgabe, denn das 
Geld ſoll größtenthells in einer Bank in Brüſſel und in einigen an⸗ 
deren Banken in London untergebracht ſein. Die geringſte Schätzung, 
welche ich bisher außerhalb der clericalen Preſſe, die natürlich beim 
Verſteckſpiel mit hilft, gefunden habe, beläuft ſich auf mehr als hundert 
Millionen Francd. Dieſe geringſte Schätzung wird vielleicht die rich⸗ 
tigſte ſein; aber es ſtehen ihr Schätzungen gegenüber, welche ſich bei 
zweihundert Millionen Francs und dreihundert Millionen Francs nicht 
beruhigen wollen. Das Geld ſoll zu vier Procent, dem in Belgien 
üblichen Zinsfuß, angelegt ſein. Dann würde es, angenommen, daß 
die geringſte Schätzung wahr, immer noch vier Millionen Francs jähr⸗ 
lichen Zins tragen. Im Artikel 4 des Garantiegeſetzes wird dem 
heiligen Stuhle eine in das Buch der großen italieniſchen Rente ein⸗ 
getragene jährliche Dotation von 3,225,000 Lire zur Verfügung ge: 
ſtellt. Dieſe Civilliſte, wenn man fie fo nennen darf, ward aus⸗ 
gerechnet, durch Summirung der Poſten, welche im Budget des Kirchen⸗ 
ſtaates, für die apoſtoliſchen Paläſte (Vatican, Quirinal und Caſtel 
Gandolfo), für das heilige Colleg, für die kirchlichen Congregationen, 
für das Staats⸗Secretariat und für die diplomatiſche Vertretung im 
Auslande ausgeworfen geweſen waren. Der heilige Stuhl ſollte um 
die Verfügung über das hierfür nöthige Geld nicht gekürzt werden. 
Pio IX. rührte das Geld aber niemals an. Nach dem italieniſchen 
Geſetz verjähren Forderungen an den Staat, welche binnen fünf 
Drei Jahresraten dieſer Civil⸗ 
lite von 1870 bis 1873 zuſammen 9,675,000 Lire von dieſer liegen 
gebliebenen Civilliſte find alſo ſchon verjährt und im Schuldbuch des 
Staats ausgeſtrichen. Aber fünf Jahresraten, alſo 16,125,000 Lire 
ſtehen noch zur Verfügung Leo's XIII. Wenn man bedenkt, daß 
Pio IX. alle jene Ausgaben welter zu machen vermochte, ohne die 
Mittel, die ihm Italien dafür zu Gebot ſtellte, anzurühren, ſo wird 
man begreifen, daß er entweder entſprechende andere eigene Mittel 
gehabt haben muß, die er eben nun ſeinen Angehörigen hinterlaſſen 
konnte, oder daß der Ertrag des Peterspfennigs während der ganzen 
acht Jahre, ſeit die weltliche Herrſchaft des Papſtes verſchwunden iſt, 
ganz ungeheuer einträglich geweſen ſein muß. Es ſaß eben kein „ar⸗ 
mer Gefangener“ im Vatican, ſondern ein Mann, der ſich im Reich⸗ 
thum mit den Rothſchild's meſſen konnte. 


Frankreich. 


O Paris, 26. Febr. [Die Intriguen der Reactions⸗ 
partei im Senat. — Erg änzungswahlen für die Kammer.] 


Den Hauptgegenſtand des Geſprächs in den parlamentariſchen Kreiſen 


bilden noch immer die Intriguen der Reactlonspartei im Senat. 
Buffet und Genoſſen haben ein neues Mittel erſonnen, die Mehrheit 
der Deputlrtenkammer zu reizen. Sie wollen es dahin bringen, daß der 
Senat das Ausgabebudget nicht annehme, ſo lange nicht die Kammer 
das Einnahmebudget votirt hat. Zu dieſem Ende haben fie ſich mit 
der Rechten der Deputirtenkammer verſtändigt und die letztere ſoll in der 
Kammer den Antrag ſtellen, daß man das letztgenannte Budget vor den 
Oſterferien vornehme. Die Mehrheit wird jedenfalls hierauf nicht ohne 
Weiteres eingehen; ſie wird mindeſtens warten, bis die drei Garantlegeſetze 
im Senat durchgedrungen ſind. — Man erwartet mit einiger Spannung 
die auf nächſten Sonntag angeſetzten Deputirtenwahlen. Wie gemeldet, 
beläuft ihre Zahl ſich auf 17, von denen nur 2 durch den Tod der 
betreffenden Deputitten veranlaßt worden find. In 15 Bezirken find 
die von der Kammer invalidirten Vertreter zu erſetzen. Wie bei den 
letzten Ergänzungswahlen haben mehrere dieſer Invalidirten das Feld 


geräumt, aber 11 derſelben verſuchen von Neuem ihr Heil und einige 


der Flüchtlinge werden durch andere conſervative Candidaten erſetzt, fo 
daß das Wahltreffen intereſſant zu werden verſprſcht. — Der Kton⸗ 
prinz Rudolf iſt heute früh von London eingetroffen. Er hat Mittags 
dem Marſchall Mac Mahon einen Beſuch gemacht, welchen derſelbe 
eine halbe Stunde darauf erwiderte. Der Kronprinz iſt im Hotel du 
Rhin auf dem Vendomeplatze abgeſtlegen. 


werde, wie das erregbare Volk Roms ebenfalls 


Provinzial-Zeitung. 

—d. Breslau, 28. Febr. [Landwirtbſchaftlicher Centralverein 
für Schleſien.] Die Sitzungen des ſchleſiſchen Oekonomie Collegiums be: 
gannen heute Vormittag, 10% Uhr, im Sitzungsſaal des Provinzial⸗Stände⸗ 
hauſes unter Leitung des Grafen Burg hauß Excellenz. g 

Als erſter Punkt ſtand auf der Tagesordnung der Bericht des land⸗ 
wirtbſchaftlichen Centralvereines für Schleſien für die Jahre 1876—77. Der⸗ 
ſelbe conſtatirt, daß in den allgemeinen Zuſtänden eine ſteigende Ernüch⸗ 
terung und eine weitere Klärung der vielfach verſchwommenen boltswirth: 
ſchaftlichen Anſchauungen nicht zu verkennen iſt. Wenn es einerſeits richtig 
iſt, daß Ueberproduction und Unterconſumtion ſich gegenſeitig Urſache und 
Wirkung ſind, ſo glaubt der Bericht andererſeits, daß die durch Ueberpro⸗ 
duction miwerſchuldete, verminderte Conſumtionsfähigkeit ſchon mehr über⸗ 
wunden wäre, wenn nicht durch Hinzutreten anderer verderblicher Einflüſſe 
dieſer Zuſtand ſich zu einem anſcheinend dauernden Leiden geſteigert hätte. 
Dazu rechnet der Bericht die ungenügenden Ernten der letzten Jahre, in 
Folge deſſen der Ackerbauer nur im beſchränkteſten Maße als Conſument 
bei den andern Gewerben auftreten konnte. Ein weiteres Moment für die 
dauernd ungünſtige Lage unſerer wirthſchaftlichen Zuſtände ſieht der Bericht 
in den obwaltenden handelspolitiſchen Verhältniſſen. Die Aufgabe unſerer 
Handelspolitik könne nicht darin beſtehen, unſere Grenzen den Nachbarn zu 
verſchließen, ſondern die Hemmniſſe des internationalen Verkehrs unter 
Wahrung einer entſprechenden Reciprocität möglichſt zu beſeitigen. Das 
Eintreten eines vertragsloſen Zuſtandes zwiſchen Deutſchland und Oeſter⸗ 
reich Ungarn würde in unſer geſammtes Verkehrsleben lief und auf das 
Empfindlichſte einſchneiden. Das Syſtem, in welchem Rußland ſeine Grenzen 
gegen uns abſchließt, ſchafft für Schleſien, wie überhaupt für unſere Eſt⸗ 
probinzen, wahrhaft unerträgliche Zuſtände. Aber nicht der Regierung 
allein wird es moglich werden, eine allgemeine Beſſerung der Zuſtände 
herbeizuführen, vielmehr fällt die Haupitbätigkeit hierfür vorzugsweiſe der 
Induſtrie ſelbſt anheim. Dieſe muß nicht nur billig, ſondern auch reeller 
und beſſer zu produciren beſtrebt fein. Mangel an Betriebſamkeit und Ber: 
ſtändniß berrſche auch noch in einem großen Theile der höheren Schichten 
unſerer Bevölkerung, in den Kreiſen der Arbeitgeber, während über die 
Mangelhaftigkeit unſerer Handarbeiter, ihr Ungeſchick, ihre Langſamkeit allge⸗ 
mein geklagt wird; ; 

Die landwirthſchaftlichen Zuſtände unſerer Provinz werden nicht als zu⸗ 
friedenſtellend bezeichnet, obſchon nicht zu verkennen bleibt, daß 1877 eine 
leichte Beſſerung eingetreten iſt, beſonders inſofern, als die Ernte 1877 eine 
beſſere war als in vielen vorhergehenden Jahren. Aber ſie iſt nicht derartig, 
um auf die Beſſerung unſerer landwirthſchaftlichen Lage einen eingreifenden 
Einfluß auszuüben. Die allgemeine Conſumtionsfähigkeit iſt noch nicht ge⸗ 
ſtiegen, die Speculation hat ſich zurückgezogen, die Concurrenz des Auslandes 
anf unſeren Märkten macht ſich, begünſtigt durch die Eiſenbabntarife, überall 
geltend. Auch die Spiritusfabrikation und die Producte der Viehzucht leiden 
unter ſolcher Conjunctur. Die Arbeiterſrage iſt offenbar in ein günſtigeres 
Stadium getreten; das Angebot iſt größer geworden und fo hat man mehr⸗ 
fach von theuer arbeitenden Maſchinen wieder Abſtand nebmen können, Der 
Capitalsmarkt zeigte ſich von großer Stetigkeit. Das Bedürfniß nach Credit 
bat ſich aber nicht vermindert. Die Preiſe der Guter, wie der Pachtungen 
erlitten in Folge dieſer Zuſtände einen Rückgang. Der Verkehr im Güter: 
geſchäft wurde geringer und die Concurrenz bei Neuverpachtungen war nicht 
ſelten eine geringe. Erfreulich iſt es, daß das Bedürfniß nach erweiterter 
Bildung ſich allgemein, beſonders unter den bäuerlichen Beſitzern immer 
mehr geltend macht. g ö . 

Der Bericht behandelt dann im Speciellen Klima und Witterung, die 
Beſitzverhältniſſe, Arbeiterverbältniſſe, Geld: und Creditverhältniſſe, Handels: 


verhallniſſe, die Getreideernten, den Handel mit Vieh und deſſen Producten, 16 


die landwirihſchaftlichen Maſchinenzund Geräthe, die landwirthſchaftlichen Pro: 
ductionszweige, das Verſicherungsweſen, Genoſſenſchaftsweſen, die landwirth⸗ 
ſchaftliche fe e und Verwaltung, den Ackerbau im Allgemeinen und 
den ſpeciellen Pflanzenbau, die allgemeine und ſpecielle Thierzucht, die land⸗ 
wirthſchaftlichen Nebengewerke, die Vereinsthatigkeit ſpeciell, die Vereins⸗ 
Inſtitute, Ausſtellungen und Veranſtaltungen zur Hebung der Viehzucht, 
ſpeciell a Bullenſtationen, Pferdeſchauen, Thierſchauen, Schaf: 
ſchau, Maftviehausftellung und Maſchinenmarkt. 

Am Schluſſe des Jahres 1877 bildeten 72 Vereine mit ſtatutengemäßer 
Beitragspflicht den Central verein. Die Zahl der Mitglieder beträgt 7752, 
Dieſe entrichten an Jahresbeitragen zu den reſp. Kaſſen der Specialvereine 
38,632 M. 1877 wurden aus dieſer Summe 8071 M. 45 Pf. zur Central⸗ 
vereinskaſſe gezahlt. Einige Vereine beſitzen erbebliche Vermögensbeträge, 
. B. der Breslauer landwirthſchaftliche Verein baar und in Pfandbriefen 

5,000 M., der Beamtenverein über 500,000 M., die ökonomiſch⸗patriotiſche 
Societät zu Jauer etwa 20,000 M. Der Beamtenverein zahlt jährlich den 
invaliden Collegen und deren hinterlaſſenen Witwen und Waiſen über 
20, „„Die Einnahmen des Centralvereins betragen im abgelaufenen 
7 159,723 M. 29 Pf., die Ausgaben 145,921 M. 59 Pf., jo daß ein 
Beſtand von 13,801 M. 70 Pf. verbleibt. — Dem 99 Seiten umfaſſenden 
Jahresbericht find außerdem eine Geſchaftsordnung für die Sectionen, wie 
verſchiedene tabellariſche Ueberſichten beigegeben. 

Im Anſchluß an den Jahresbericht beantragte der Vorſtand: „Das Colle⸗ 
gium wolle ſich damit einverſtanden erklären, daß die Jahresſitzungen von 
Ende Januar bis auf weiteres auf Ende Februar reſp. März verlegt werden.“ 
Der Antrag wurde angenommen. — In den Centralverband werden auf⸗ 
genommen die Kreiäbereine zu Striegau und Hoyerswerda und die Local: 
Vereine zu Landeshut und Waldenburg. Abgelehnt werden die Aufnahme: 
Anträge der Vereine zu Lähn und Polkwitz. 85 0 

Der in Einnahme und Ausgabe mit 248,382,607 Mark balancirende Etat⸗ 
Entwurf pro 1878 wird genehmigt. — Nach längerer Debatte, an welcher 
ſich die Herren von Donat⸗Chmiellowitz (Referent) Dr. Gascard⸗Heide⸗ 
haus (Correferent), Freiherr von Richthofen⸗Brechelshof, von Nitz ſch⸗ 
witz⸗Polniſchdorf beiheiligen, werden die Anträge des von der Section für 
Landwirthſchaft überhaupt und Volkswirthſchaft beſtellten Referenten 
angenommen, dabin gehend: „Das Collegium nimmt folgende Reſo⸗ 
lution an: I. Das in der Geſetzesvorlage vom 9. November 1877 
als Baſis angenommene Princip, die Gemeinde Abgaben durch 
Zuſchläge zu den directen Staatsſteuern zu vertheilen, widerſpricht der Ge: 
kechtigkeit und führt eine Ueberbürdung des Grundbeſitzes herbei. II. Die 
Regelung des Gemeindebeſteuerungsweſens nach einheitlichem Princip für 
den geſammten preußiſchen Staat iſt unmöglich, a. jo lange Grund⸗ und 
Gebäudeſteuer nicht den Communen zum größeren, zum anderen Theil den 
Provinzen vom Staat zur Deckung communaler Bedürfniſſe überlaſſen 
wird; b. ſo lange die Anſprüche nicht bekannt, welche die zu erwartende 
Gemeinde⸗ und Wegeordnung und das Unterrichtsgeſetz an die Ge⸗ 
meinden ſtellen werden.“ — Damit war der Antrag des Correferenten ge⸗ 
fallen: Collegium wolle beſchließen, folgende Reſolution des Landes⸗Oelo⸗ 
nomie⸗Collegiums anzunehmen, um die Wirkung derſelben zu unteritügen: 
I. ein Geſetz über Communalbeſteuerung hat im DEREN der Beſteue⸗ 
rung nach Maßgabe der Leiſtungsſahigkeit und des Intereſſes Rechnung zu 
tragen; II. eine ausſchließliche Anknüpfung an die Staatsbeſteuerung 
(Spſtem der Zuſchläge) erſcheint daher nicht überall ſtatthaft, insbeſondere 
nicht ohne vorgängige Reform der beſtehenden Staatsſteuer⸗Geſetzgebung; 
III. verwerflich erſcheint ein Syſtem von Zuſchlägen, wie es bisher häufig 
ohne Rückſichtnahme auf die PBrincipien der Leiſtungsfähigleit und des 
Intereſſes, beſonders in Beziehung auf die Zuſchläge zur Grundſteuer ge⸗ 
handhabt iſt; IV. es iſt neben den entſprechenden allgemeinen Communal⸗ 
ſteuern ein durchgebildetes Syſtem von Beiträgen und Gebühren in Aus: 
ſicht zu nehmen; V. die Geſetzgebung hat den beſtehenden Unterſchieden 
zwiſchen den Arten der Gemeinden (ſtädtiſchen und ländlichen, größeren und 
Meier genügend Rechnung zu tragen. 

Der landwirthſchaftliche Verein zu Lähn hatte beantragt, an zuſtändiger 
Stelle wegen Abänderung verſchiedener Paragraphen der Geſindeordnung 
vom 8. November 1810 vorſtellig zu werden. Der Antrag wird abgelehnt, 
dagegen ein Antrag des Referenten Dr. Friedländer⸗Kentſchkau ange 
nommen: „Das Collegium wolle das kgl. Staatsminiſterium erſuchen: 
a) eine Novelle zur Geſindeordnung einzubringen, welche die aus dem 
Dienſtvertrage ſich ergebenden Streitigkeiten im Sinne 1 Herrenhauſe 
eingebrachten) Antrags von Wedell“) regelt; b) eine Declaration zu er: 
laſſen, dahin gehend, daß die Geſindeordnung trotz des anſcheinend entgegen: 


) 8 1. Weigert ſich das Geſinde, den Dienſt anzutreten oder verläßt 
daſſelbe vor Ablauf der Dienſtzeit den Dienſt, ſo kann die Dienſtherrſchaft 
binnen 14 Tagen bei der Ortspolizeibehörde die zwangsweiſe Zurück⸗ 
führung, bez. Einführung des Geſindes beantragen. § 2. Behauptet 
das Geſinde, daß ihm ein geſetzlicher Weigerungsgrund zum Antritt 
des Dienſtes oder zum vorzeiligen Verlaſſen deſſelben zur Seite ſtehe, 
b hat die Polizeibehörde hierüber ſchleunig eine pa er anzu⸗ 
tellen und nach Ausfall derſelben den Antrag der Dienſtherrſchaft zu⸗ 
rückzuweiſen oder demſelben ſtattzugeben. Gegen dieſe die der 
Ortspolizeibebörde findet weder eine Beſchwerde, noch eine Klage bei 
den Verwaltungsgerichten ſtatt. 


„„ e 52 m en f 1 m. 


ſtehenden Erkenntniſſes des kal. Oberperwaltungsgerichtes vom 2. Dechr. 
1876 nach wie vor Geltung habe auch für dasjenige Geſinde, welches einen 
eignen Haushalt führt. ; 

Regulirung der Waſſerverhältniſſe. Der Referent, Herr von 
Nitzſchwit⸗Polniſchdorf ſtellt verſchiedene Anträge. 

„Nachdem der Correferent, Herr Oekonomie⸗Commiſſions⸗Rath Mällendorf, 
feine Anträge: I. der Centralberein wolle an die Königliche Staatsregierung 
das Geſuch richten: das Landesmeliorationsweſen a. durch Anſtellung gut 
ausgebildeter culturtechniſcher Beamten unter Aufſicht einer für jede Provinz 
zu beſtimmenden Behörde, b. durch Errichtung von Culturrentenbanken ein⸗ 
beitlich zu organiſiren; II. der Centralverein wolle durch Vermittelung der 
landwirthſchaftlichen Vereine und anderer geeigneter Organe eine Unter⸗ 
ſuchung darüber anſtellen, in welchen Beziehungen die Waſſerrechtsgeſetz⸗ 
gebung beſonders für Schleſien der Abänderung und Ergänzung be⸗ 
dürftig iſt, und das Reſultat der Unterſuchung in einer Denkſchrift 
der Königlichen Staats ⸗ Regierung zur Berückſichtigung und Her⸗ 
beiführung eines einheitlichen Geſetzes über das Waſſerrecht üderweiſen; 
III. Der Gentral:Berein wolle dahin wirken, daß möglichſt bald ein cultur⸗ 
techniſcher Curſus bei der landwirthſchaftlichen Akademie Proskau, in Schleſien, 
eingerichtet wird, — begründet hat, zieht der Referent zu Gunſten derſelben 
feine Propoſitionen zurück. An der Debatte betbeiligen ſich der Präſident, 
Graf Burghauß Erecellenz, Generallandſchafts⸗Director Graf Pückler, 
Graf v. Pfeil⸗Wildſchütz, Freiherr v. Richthofen ⸗Brechelshof. Die An⸗ 
träge des Correferenten ad Ja und II werden angenommen, Ib und III abs 
gelehnt, dagegen findet ein Zuſatzantrag des Grafen Nückler Annahme 
(an Stelle von Ib): durch Erweiterung der Provinzial⸗Hilfskaſſe die Be⸗ 
ſchaffung des zur Landesmelioration nötbigen Capitals zu ermöglichen. 

Schluß der erſten Sitzung Nachmittags 4% Uhr. 


& SHirſchberg, 28. Febr. [Ober⸗Bürgermeiſter Prüfer .] Heut 
gegen Mittag meldete bier ein aus Dortmund eingegangenes Telegramm 
die Trauerkunde von dem erfolgten Tode des Ober⸗Bürgermeiſters in Dort⸗ 
mund und Mitglied des Herrenhauſes, Herrn Prüfer, — eine Nachricht, die, 
indem ſie ſofort von Mund zu Mund lief, auf alle Kreiſe der Bewohnerſchaft 
erſchütternd einwirkte. Unſere Stadt betrauert in dem Dahingeſchiedenen den 
Mann, der in der Zeit feiner biefigen Wirkſamkeit als Bürgermeiſter, d. i. 
vom 3. Juli 1868 bis zum 21. Januar 1874, mit großer Umſicht und 
Energie ſeine ſchöpferiſche Hand anlegte, um das Verwaltungsweſen in neue 
Bahnen zu lenken und friſches Leben in die communalen Intereſſen zu 
bringen, — den Mann, von dem bei feinem Scheiden aus bieſiger Stadt 
geſagt werden konnte, daß er bier ein tüchtiges Stück deutſcher Mannes: 
Arbeit zum Segen der Commune geleiſtet, deren aufrichtigſten Dank er in 
ſeine neue Heimath, damals Bochum, mitnehme. 


Telegraphiſche Courſe und Börſen Nachrichten. 


Paris, 28. Februar, Nachm. 3 Uhr — M. [Schluß⸗Courſe.] Matt. 
Cours vom 28. 27. Cours vom 28. 27. 
Zproc. Rente. . . . 73 8214| 74 — [Türken de 1865. 7 5 7 70 
dproc. Anleihe v. 1872 109 55109 80 Türken de 1869. 43 40 43 60 
tal. 5proc. Rente.. 73 40 73 80 Türkenlooſe 26 70 26 50 
eſterr. Staats⸗Eiſ.⸗A. 541 251545 —Gold rente 63 63% 
Lombard. Eiſenb.⸗A. 161 25163 77 


Lombard. Eiſenbahn⸗Prioritäten 236,00, Ruſſen de 1877 84%, Crédit 


„000 Pfd. Sterl. 

Cours vom 26. 27. Cours vom 26. 7. 
Conſolss 3 9% | 95,07 | 6pr. Ver. Staat.⸗Anl. 103% | 103% 
tr a Rente. 73% 73% Silberrente 55, 50 —, — 

mbarden ». 6% 6,07 apierrente . — „1 —, — 
öproc. Ruſſen de 1871 83% | 84% ern . . , 
proc. Ruſſen de 1872 83% | 83% Hamburg 3 Monat. —, — —, — 
öproc. Ruſſen de 1873 82% | 83% rankfurt a. M.. —,— — — 
Silbe nen 55 155% 7 ER 
Türk. Anleihe de 1865 7% | 7% W 1 
proc. Türken de 1869 — 7 Petersburg — a FE 
(H. T.⸗B.) Paris, 28. Februar, Abends. Boulevard⸗Verkehr. 3 00 1 
aatsbahn —, 


rente —, —. Matt. 
Frankfurt a. M., 28. Februar Nachmittags 2 Uhr 30 Min. [Schluß⸗ 
Courſe.] Londoner Wechſel 20, 3 Pariſer Wechſel 81, 20. iener 


Hamburger 
1860er Looſe 105%. Franzoſen 544, Lombarden 154, Italien. Rente 7855 f 


loco 72, per Mai per 200 Pfd. 70%. — Spiritus feſt, pr. Februar 9955 
iter 


Middl. Upland 6%, middl. Orleans 6%, middl. fair Orleans 7%, 
middl. Mobile 6%, fair Pernam 6%, fair Bahia 6%, fair Maceio 6735 
fair Maranham 6%, fair Rio 6%, Middl. Egyptian 5%, 15 5 lle 6%, 

dod fair Egyptian 6%, fair Smyrna 5%, far Dhollerah 5%, Fully good 
jr bollerah 5/16, Middl. fair Dhollerah 4%, Middl. Dhollerab a 
iddl. Dhollerah 4% fair Oomra 5 , good fair Oomra 5%, fair Seinde 
4%, fair Madras 5%, fair 
Tinnevelly 5%, fair Broach 5%. ; I 
ſchifang 0 billiger, Amerikaner aus irgend einem Hofen Januar⸗Ver⸗ 

iffung 6%. 0 

Peſt, 28. Februar, Vorm. 11 Uhr. [Productenmarkt.] Weizen loco 
volle Preiſe, Termine feit, per Frühjahr 10, 85 Gd., 10, 90 Br. — Hafer 
ver Frühjahr 6, 55 Gd., 6, 62 Br. — Mais, Banat, per Frühjahr 7, 30 Gd., 
7, 32 Br. Wetter: Mild. 

Paris, 28. Febr., Nachm. [Produetenm 
feſt, pr. Februar 30, 25, ver März⸗April 30, 50, per J 
per Mai» Auguſt 31, 25. Mebl jet, per Februar 64, 75, pr. Marz⸗ 
April 65, 25, pr. Mai⸗Juni 66, 00 


Bengal 4%, good fair Bengal 5%, fair 


(Schluß bericht.) Weizen weichend. Roggen unverändert. Hafer ſtetig. Gerſte 
vernachlaſſigt. 


Antwerpen, 28. Februar, Nachmittags 4 U. 30 M. [Petroleummarkt. 
(Schluß bericht.) 1 Type weiß, loco a 28 Br., je 
vr. März 6 bez, 27% Br., pr. Septbr. 30% Br., per September⸗Decem⸗ 
77... v 

remen, ebr., Nachm. etroleum. ußbericht. ard 
white loco 11, 00 bis 11, 05, per März 11, 00 bis 11, 05, pr. Apri 
pr. Sept. 12, 15, vr. Auguſt⸗December 12, 30. 


Berliner Börse vom 28. Februar 1878. 


Fonds- und Gold- Bourse. 


Weohsel-Course. 


Deutsche Reichs-Anl. 4 96,20 bz 
Oenselidirte Anleihe. 4½ 105, 10 bz r e 10 F. . . 28 108.5 vn 
do. do. 18764 96,40 bz Lenden F M. 2 20.28 bs 
Btaats-Anleihe ..... 4 | 96,40 bz Far 100 e 8 T. 2 | 8110 dz 
Btaats-Schuldscheine . 3½ 92,90 bz Petersburg 100 nn 3 M. 51, 215.60 dz 
Präm.-Anleihe v. 185513131139,00 dzG aachen 100 .. 4180 
4 schau 100 SB. ....| 8 T. 5 ½ 216,60 bz 
Berliner Stadt-Oblig. 4½ 101,50 bz 
U 4% 101.30 @ Wien 100 FI. 8 T. 4½ 169,40 bz 
4 1 a ne . 2 M. 4½ 108.30 ba 
5 do, 2.2.14. | 95,10 ba 
eee ee eee eee Eisenbahn-Stamm-Aotlen 
— do. Lndsch. Ord. 4½ — — 2 
g Irosensche neue. 4 94,75 bz Divid. prof 1876 | 18770 f. 
£ Bchlesische .i... 3½% 85 @ Aachen -Mastricht.| l — 4 | 19,00 20 
Lndschaftl, Central]4 | 95,00 bz Berg. -Märkische, .| 33; | — |4 | 73,80 bs 
/ Kur- u. Neumärk, |4 95,75 bz Berlin-Anhalt 6 — 4 86,50 bad 
J rommersche . 4 95,60 bz Berlin-Dresden 0 — 4 10.80 bz 
BIPosensche 4 | 95,50 @ Berlin-Görlitz , 9 — 4 | 14,00 bz& 
@/Preussische..... 4 | 9,60 bz Berlin-Hamburg, 121 — a bz 
2 )Westfä Rhein.] 4 | 98,50 bz Berl.-Potsd-Magdb] 3½ | — 50 bz 
B (Sächsische onen 4 | 9,30 6 Berlin-Stettin . 614% — 6 425 5 
schlesische 4 95,90 6 Böhm. Westbahn. — 74,25 bz 
Badische Präm.-Anl, 4 120,90 bad Breslau-Freib .. 5 — 4 | 63,80 bz 
Baierische 40% Anleihe 4 122,50 B Cöln-Minden . 514 — 4 | 90,75 bz 
Oöin-Mind.Prämiensch.3½ 110,50 bz@ a sn : — 4 1 
Bächs, Bente von 187603 72.70 bz al. Carl-Ludw.-B. — . 

8 — A Halle-Sorau-Gub. 0 — 4 14,25 bz 
Kurh. 40 Thaler-Loose 243,25 bz e eee 7 — is | Er - 
B he 35 FL-Loose Ziehung. aschau-Oderberg 41 0 2 
. en Präm,-Anleihe 3170 bz 8 75 en - 1 5.75 Be 
Oldenburger Loose 137,50 B. udwigsh,-Bexb, . — y 2 

— — Märk.-Posener 9 — 4 17,76 bz 
Oncaten 9,59 ba Dollars 4,185 6 8 - — - 1125 br 
Hover. 20,34 b Oest. Bkn. 169,56 br] Mainz-Ludwigesh, . — ‚25 bzB 
— 16,245 bz/do,Silbergd.181,00 6 Niederschl.-Märk.. 4 4 |4 | 08,76 bz 
Imperiale 16,67 G [Russ. Bkn. 216,60 bz J Oberschl. A. C. D. E. 9% — 13½ß 121,25 bzB 
theken-Certif la = % 405 s 
oken-Ce 5 D. „ e 4 — 2114.29 

Hype 1 gate Oesterr.-Fr. St,-B.| 5% | — 4 436½9% dz 
Krupp'sche Partial-Ob. 5 107,00 B 
Uakb Pfd.d.Pr. Hp. B. 4½ 94,50 dag est. Nordwestd. 5 — 15 [183.00 ba 

do do. 5 101.80 d2@ Qest.Büdb.(Lomb.) - — 1 138 de 

f B. Pfb. 41 Y stpreuss, Südb, — 38, 2 
D eee eee er 4 — % 2580 Ds 
Kündbr. Cent.-Bod.-Cr. 4½ 100, 20 bz Reichenberg-Pard.| 4½ — 4½ 37,60 etbzB 
Unkünd, do, (1872915 101,78 bz ae, er 10 7 1 08,08 bs 

do rückzb. & 1105 107 bz „Lit. B. ger. „ 

8 1 Rhein-Nahe-Bahn. 0 — 4 9,50 bz 
. en e eee 
do, III. Em. do. 5 101% ba Schweiz Westbahn / — [4 | 17,00 bzB 
Kündb.Hyp. Schuld. do. s 100, 10 bz Stargard - Posener Ai 4 [41/9|181,30 bzB 
Hyp.-Anth.Nord-G.C-Bl5 | 94.75 bzg Thüringer Lit, A. 94 | — 4 112,00 bz@ 

o, do. Pfandbr. 5 | 94,75 bz@ Warschau- Wien. % | — 4 160,00 bz 
Pomm, Hyp.-Briefe . 5 95,78 bz 
„. Pram. Pt. I. Fe. ) [1070 b Elsenbahn-Stamm-Prlorltäts- Aotlen 
Goch. Präm.-Pf. I. Ea. 5 107,90 bz sen . 
do, do, II. Em.|5 106 ba Berlin-Görlitzer,. ‚| 0 1— |5 29,80 bad 
de, 50% Pf. rkzlbr. m. 10/5 100,50 bz& Breslau-Warschau| 8 — 18 22,40 bz 
40. 4½ do. do. m. 10 4½ 92,50 bad Halle-Sorau-Gub, ‚| ® — |5 | 36,00 bag 
Meininger Präm.-Pfdb. a 105,10 bz een an a — - F N 
Zilberpfandbr. 5½ 33,50 bz Kohlfurt-Falkenb. — 2 
rr. Pfad. | 5 Märkisch: Posener] 3%, — s 76,30 bad 
. Ip. 
Ptab.d.Oest.Bd.-Or.-Ge.)5 | 89,30 etbzG IMagdeb.-Halberst.] 31/5 3½ 3½ 68,50 bas 
Schles. Bodencr.-Pfdbr.|5 | 98,50 6 do, Lit. C. 8 5 6 95,10 526 
do, do. 4½ 93,49 bac fostpr. Südbabn. .| 5 — 6 | 86,60 dd 
udd. Bod.-Cred.-Pfdb./5 103,90 @ Rechte-O.-U.-B 69/5 — 6 106,25 @ 
do, do. uh dh 98,39 @ e S — 1 = bz 
Wiener Silberpfandbr. 5 — — aal-Bahn...... — 0 8 
3 Weimar-Gera.. . 0 — sb 1100 6 
5 70 * UM a 2 Bank-Paplere, 

0. 1. C10· ‚25 bz 
40. Goldrente 4 | 62,60 bz Alg. Deut. Hand-. G] 0 — 4 32,00 8 
do. Papier rente. 4½ 53 30 bzB AngloDeutscheBk.| 0 0 |4 | 30,00 B 
do. 54er Präm,-Anl, 4 96,90 B Berl. Kassen-Ver. 10% | 844,4 143, B 
do, Lott.-Anl. v. 60, 6 105.00 B Berl, Handels-Ges.| 0 — 4 70,50 bid 
do, Oredit-Loose 2 — @ Brl,Prd.-u.Hdls.-B. Sl 6 9100 2 
do, Ger Loose. . fr. 00 B Braunschw. Bank. — 51, 2 
Russ. Präm.-Anl. v. 645 160,75 ba Brest. Disc.-Bank. 4 — 460,26 6 

do. do. 186615 160 ba Bresl. Wechslerb.| 5% |— 469,5 @ 
do‘CentBodeör-PiB.18 | TTette  [Demiergeeek| 1" | f 540 @ 
. Cent. -Or.-Pſb. Bk. — 
Buss.-Poln. Schatz-Obl. 4 | 7920 ba Darmst. Creditbk.| 6 — (4 106,25 dan 
Poln, Pfndbr. III. Em. 4 66,40 bz Darmst. Zettelbk. 5½ ½— 4 96.80 6 
Poln. Liquid.-Pfandbr.|4 68.10 ba Deutsche Bank . .| 6 — |4 | 69,50 bz 
Amerik. rückz, p. 188116 101,10 b2@ do, Reichsbank 6½ 75 4½ 156,80 @ 
S e e | Se ec 
„ 50% Anleihe 9 2 Disc.-Comm,-An u, 1 2 
ir E. 80, Anleiheſs | 13,75 ba do. ult. 4 — 4 1164155 
Ital. Tabak, Oblig. . . 6 102,5 baB IGenossensch.-Bnk. 6½ũ | — 4 | 88,75 8 
Baab-Grazer 100 Thlr. LUA 70,25 B do, junge] 5½ | — 4 | %,00 bz@ 
Bamänlsche 2 a 5 8 Goth. 3 . 100 an = 
Türkische Anleihe. 7.8 Hamb. Vereins-B. 9 
Bug. 50% 8t.-Kienb.-Anlſs | 69,25 bn ÄHannov. Bank.. 51½ 6 4 100,90 bz 
Bchwe eo. — 758 3 ern 815 6 ‘ eo @ 
Finnische „Loose 37, 2 Ludw.-B.Kwilec a — | 
Türken-Loose 22,60 bzB Leipz. Ored.-Anst.| 6 5% |4 104.00 B 
Luxemburg. Bank| 6 — 4 | 96,00 bez 
Eisenbahn-Prioritäts-Action, er 4% 4 | holt 4380 5. 
Berg.-Märk. Serie .41/,1100,50 bz Heininger 0. — N 2 
do. II. v. St.3¼ 8. 3½ 85,50 bz Nordd. Bank 8 8½ 4 137,00 B 
do. do. 4½ 90,75 bz Nordd.Grunder.-B.] 8 5 4 | 76,60 bad 
40. Hess. Nordbahn. 104,20 bz Oberlausitzer Bk.| 1% | — |4 87,00 . 
Berlin-Görlita 5 101,00 B „[b#]Oest. Cred.-Actien| 11/4 8½ 4 388-4 ½ 
do. . 41/9184 25 b. O. 76.10 Posner Prov,-Bank| 6½ | 619 4 103,60 etbz& 
r 110 28 Pr.Bod.-Or.-Act.-B. 850 — 2 9 in: 

0. 4K 849% Pr.Cent.-Bod,-Ord,| 8% | — 5 * 

do. do. U. 4½ 92.70 6 Sächs. Bank 8 5% 4 104,26 6 

ao, do. IE. 4½ 92,60 etbz@ Schl. Bank-Verein| 5 er 4 | 7950 B 

do, von 18766 101,78 bzB Thüringer Bank, „| 0 — |4 | 74,50 bz 
4 1 11 10 — 8 . dun — 5 9 — bad 
do. .. 4½ % jener Unionsbk. a4l— 00 B 
do. se IV. 94,30 @ 
40. oo. VA I = — 
Halle-Sorau- Guben Ha] 600 1 
Honnover- Altenbeken. 4½ 2 
Mürkisch-Fosener 5 — — In Liquidation, 
N.-M. Staatsb, I. Ser. 4 97 bz Berliner Bank .| — — [fr 5.00 & 
do. do. IL Ser.|d | — — Bankverein — ftr. 39 0 
Berl, Bankv 
do. do. Obl. I. u. II. 497,00 B Berl. Wechsler-B.| — Er a 
do. do. UI. Ser.! — — Centralb. f. Genoe.| - — |fr. | 1050 8 
Seele e 2 Deutsche Unionsb.| - — |fr. | 14,50 6 
de. 8. vi) Walk dwb. Schuster u. C. D — fr. — — 
0. 8 Moldauer Lds.-Bk.|0 — fr. | 11 0 
do. q 3½ 85.40 b Ostdeutsche Bank“ — — fr. — — 
a ab 10060 8 Fr. Oredit-Anstalt| — | — [fr | — — 
36 F l ett ve Be | 8 de 
Part y Schl. Vereinsba — . * 
. 4½,10 1,20 bz 
do. von 1000. 1 103,10 bag f 
d. von 1873. — 
4% von 1874. .141,1100,00 @ Industrie-Paplere. 3 
do. Brleg-Neisse 4½ — — Berl. Eisenb.-Bd-A.] 0 — ftr. 3 
d. 5 4 149—2— D. Eisenbahnb.-G.“ 0 — 4 6,10 68 
o. Cosel-Oderb. 46840 5 
do. do. 5 103,50 B do, Reichs. u. Co.-E. 0 — 5 2 
do. Btargard-Posen 4 | — — Märk. Sch. Masch. G 0 — 4 14,25 @ 
4e. do. I. Em. 790 . — Nordd. dummſfab. 6 4 14 [44006 
do. do. III. Em. 4 ½ — — Westend, Com. -G.“ 0 — ftr. — — 
do. Ndrschl. Zwgb.6½ — — 
2 „ Südbahn. 4½ 99,60 @ Pr. Hyp.-Vers.-Act. 12% | — 14 8,30 6 
— lte Oder-Ufar-B. 45 ga Schles. Feuervers, | 18 4 720 4 
7 do. 4 ½ . 99,90 bzB 
Behlesw. Bean laih 100 Donnersmarkhütt,| 3; | — f 289 bg 
orP.a, Union... — h 
+ tau 8 —— Königs- u. Laurah.] 2 — 4 71,0 bz@ 
. ar . | 59,10 ban Lauchhammer. 0 — 418,00 bas 
do, II. Emission 6 | 50,15 bz& np higer 3 —5 > — 1 57,50 bz 
Erag- Dung... fr. 21,30 chl. Eisenwerke — — — 
Gal. Garl-Ludw.-Bahn.] 5 | 86,20 bz Redenhütte. ,... 0 — 4 2000 bz 
84.50 6 Schl. Kohlenwerke] 0 — 4 5,10 6 
Kasche, Oderbe (060 den IBchlZinkhräctien] 7 — 4680/10 6 
Kaschau- Oderberg. 5 | 60, 
Ung. Nordostbahn 5 57 bz do. St.-Pr.-Act.] 7 — 14½ 90,00 B 
Ung. Oetbahn. .. 34,90 bz T 
Lemberg- Czernowitz. 5 | 65,20 6 rwartshütte, .. ——— 
do. do Is | 68,30 bz VE, 
9 7 Baltischer Lloyd .| — — fr. — — 
— er - — r IBreal. Bierbrauer. 0 0 4 7 
Mähr.-Schl, Oontralb, r. 17,25 bza Bresl. E.-Wagenb.| 2½ — |4 | 44,75 G 
do, ver. Oelfabr.| 31 — [4 | 47,60 @ 
do, II.. ftr. 15,60 B 1 a 
Kronpr. Rudolf. Bahn 5 | 66,60 bz Erdm. Spinnerei „| 0 — |4 | 10,50 @ 
Y Görlitz. Eisenb,-B.| 18) — 4 | 46,90 6 
e e e ba eee WagFabr. 0. 415,80 6 
do. 0. N 18,00 @ . — , 
idl, Staatsbahn. 3 O.-Schl. Eisenb.-B.] 0 — 432,0 ba 
e 23000 & Schl. Leinenind. 8% — 4 6200 
de, Obligationen | 80,60 bz@ do, Porzellan] 0 11/3 4 | 35,00 B 
Bumän, Eigenb.-Oblig. 0 | 0,90 bz Wilbelmsb, MA, ‚| 0 u 
Warschau-Wion IL . = 5 7 
do. „ 1 
do, Iv...5 |8328 B Bank-Discont 4 pot 
40. V. . 8 75,60 bz Lombard -Binsfuss 5 pOt 


Southampton, 27. Februar. Der Dampfer des norddeutſchen Lloyd 
„Donau“ iſt bier eingetroffen. 


Newyork, W. Febr. Der Hamburger Poſtdampfer „Cimbria“ iſt hier 
eingetroffen. 


und Wolſeley ſeien nicht zu Chefs der Expedition ernannt, ſondern 


Telegraphiſche Depeſchen. 

ö an „ 12 
Wien, 28. Febr. Der „Polit. Correſp.“ wird aus Athen von f 
geftern gemeldet, bei Canea fänden feit zwei Tagen anhaltende erbit⸗ 


ril —, terte Kämpfe ſtatt, in Canea ſelbſt ſeien die Chriſten durch die Muha⸗ | ftill 


medaner ernſtlich bedroht. In Chimarra (Griechiſch⸗Albanien) ſei 
gleichfalls ein Aufſtand ausgebrochen, Delvigno ſtehe in Gefahr, in 
die Hände der Aufſtändiſchen zu fallen. — Gegenüber einer Bukareſter 
Mittheilung, wonach Oeſterreich und England ſich einer Retroceſſion 
Beſſarabiens widerſetzten, Frankreich und Italien aber Rußlands For⸗ 
derung unterſtützten, bemerkt die „Polit. Correſp.“, dieſe Meldung 
entſpreche nicht den thatſächlichen Verhältniſſen, mindeſtens ſei nichts 
davon bekannt, daß eine oder mehrere Mächte gerade in dieſer Frage 
Rußland opponirten. 

Heft, 28. Febr. Unterhaus. Simonhyi richtete eine Interpellation 
an die Regierung wegen der angeblich durch die Ruſſen erfolgten Hin⸗ 200 
richtung öͤſterreichiſch⸗ungariſcher Unterthanen in der Türkei. Der Mi⸗ 
niſterpräſident 5 er werde die Interpellation ſpäter beantworten, bez. — Hafer loco 95—160 M. pro 1000 Kilo nach Berg gefotd., oſt⸗ 

as Miniſterium des Auswärtigen werde vorerſt Erhebu ranlaſſen, bez., pom⸗ 
1 die N der Shatfahe in et eee ee merſcher 176.196, M. dez. ſchleſiſcher 126137 M. bez, defect ruf. . 

Nom, 28. Febr. König Humbert hat dem Marſchall Mae Mahon M. b 
und dem preußlſchen General von Blumenthal das Großkreuz des ſa⸗ 
voylſchen Militärordens verliehen. 

Verſailles, 28. Febr. Der Senat berieth das Generalſtabsgeſetz 
und nahm den Antrag Blllats an, welcher die Offiziere aller Waffen: 
gattungen zum Generalſtab zuläßt. 

London, 28. Febr. Unterhaus. Wolff meldet die Anfrage für 
morgen an, ob im Hinblick auf die am 17. Januar 1871 von den 
Conferenzmächten unterzeichnete Erklärung, daß keine Macht ſich vom Ma 
Pariſer Vertrag ohne Zuſtimmung der anderen Contrahenten eman⸗ 
eipiren könne, Rußland und die Türkei informirt ſelen, daß kein Ver⸗ 
trag, welcher den Abmachungen von 1856 und 1871 zuwiderlaufe, 
als giltig anerkannt werde. Northeote antwortet Hartington: Napier 


Weizen loco 185—225 M. pro 1000 Kilo nach Qualität ee gelber 


aa 3 207 M. bez. 


bez., ar 68 M. Br., per Februar: 

R. bez. . bez., per April⸗M 

bez., per Mai⸗Juni 67,6 8 per Juni-Juli 66,7 66,6 M. bez, per 
bez. 


‚ohne Faß“ 51,7 M. bg, per Fe 
ebruar⸗März 52 2,8 
nur dazu auserſehen, falls die Expedition nöthig ſei. Die Wahl fand 5 99 M. 
vor 10 oder 12 Tagen ſtatt. Napier wurde aus Gibraltar berufen, 
damit er mit den Militärbehörden conſultiren könne und zum Handeln 
bereit ſei, wenn es erforderlich ſei. Northeote antwortet Pim: Betreffs 
der erſten Frage vermuthe er, das Haus ſei ebenſo ermüdet zu hören, 
wie er zu ſagen, daß er über die Friedensbedingungen noch nicht in⸗ 
formirt ſei. Bis dieſelben bekannt, ſeien derartige Fragen hypothetiſche. 
Allein falls jene Bedingungen das britiſche Intereſſe nachtheilig berührten, 
werde die Regierung die geeigneten Schritte thun, daſſelbe zu vindiciren 
und zu ſchützen; betreffs Gallipolis ſei er nichts anzuführen vermögend, 
als was durch den Schriſtwechſel bekannt ſei. weiße 15,40—16,40 Ma 

London, 28. Febr. Oberhaus. Doſcheſter klagt über Derby's 1 Safer ohne Frage, pr. 100 Kilogr. neuer 11,10—12,30—13,00 bis 
Art, die Interpellationen zu beantworten und fragt, ob die Regierung ı 1 Nals gehe angeboten, pr. 100 Kilogr. 12,20—13,20—14,20 Mark. 
über die Poſitton der türkiſchen Panzerflotte informirt. Derby weiſt Erb ſtärt ebsten, pr. 100 Kilogr. 14,00 —15,00—17,00 Mart 
die Beſchwerden als ungerechtfertigt zurück und erklärt ſich bereit, die Ae ne ee pr. 100 Ailogr. 18,0019, 00 bis 1950 
geftellte Frage in gewiſſem Grade zu beantworten; die Regierung glaubt Mark. f 
genaue Informationen über den größeren Theil der türkiſchen Flotte 
zu beſitzen, halte die Mittheilung aber nicht für wünſchenswerth, weil] bis 11,20 Mark, blaue 9 n Na 
es nicht Sache der Regierung, hier Fragen über Bewegungen fremder Mank. 80—12,80 Mart. 
Flotten zu beantworten, und weil die Regierung noch nicht über die 
Unterzeichnung des Friedens unterrichtet ſei. Das gegenwärtige Ver⸗ 


Breslau, 1. März, 9% Uhr Vorm. Am heutigen Markte war der 
Geſchäftsverkehr im Allgemeinen von keiner Bedeutung, bei mäßigem An: 
bebe Preiſe es 1 100 il ſcleſſch 0 

eizen in ruhiger Haltung, pr. ilogr. eſiſcher weißer neuer 
18,00 — 1950 — 2080 Mark, gelber neuer 175180 bis 19,90 Mark, 
feinſte Sorte über Notiz bezahlt. 

Roggen, zu notirten Preiſen gut behauptet, pr. 100 Kilogr. 12,10 bis 
13,30 —13,90 Mark, feinſte Sorte über Notiz bezahlt. 8 

Gerſte ſchwache Kaufluſt, pr. 100 Kilogr. neue 13,30 bis 14,50 Mark, 


hältniß fet die ſuspendirte Feindſeligkeit, der Waffenſtillſland iſt kein Sa Anz 
Friede; alle hoffen, der Krieg ſei beendet, aber immerhin beftehe die . 5 A 3 25 27 5 
Möglichkeit der Kriegserneuerung und wäre es der türkiſchen Sache, Sommerrübſe 28 50 27 — 25 — 
die Dorcheſter befürwortete, nicht dienlich, dem geſammten Europa, ſo⸗ Leindotter +»: 25 50 23 50 21 50 


Napskuchen ſehr feft, pr. 50 Kilogr. 7, 307,50 Mark. 

Leinkuchen gut gefragt, pr. 50 Kilogr. 8,70— 9,20 Mark. 

Kleeſamen in ruhiger Stimmung, rother unverändert, pr. 50 Kilogr. 
32—42—47—52 Mark, — weißer ſchwach angeboten, pr. 50 Kilogr. 40—48 
bis 57 65—70 Mark, hochfeiner über Notiz. 

Tbymothee unverändert, pr. 50 Kilogr. 17--20—23 Mark. 

Mehl obne . pr. 100 Kilogr. Weizen fein 28,00--29,00 
Mark, Roggen fein 21,25—22,25 Mark, Hausbacken 19,75—20,75 Mark, 
Roggen⸗Futtermehl 9,60 — 10,50 Mark, Weizenkleie 8,00 — 9,00 Mark. 


Heu 2,50—2,80 Mark pr. 50 Kilogr. 
Roggenſtrob 18,00 —20,00 Mark pr. Schock à 600 Kilogr. 


Meteorologiſche Beobachtungen auf der königl. Univerſitäts⸗ 
27 Sternwarte zu Breslau. 


Nachm. 2 Uhr. Abends 10 Ubr.] Morgens 6 Uhr. 
+ 61 + 49,3 + 4% 


mit auch den etwaigen Türkenfeinden die genauen Poſitionen der tür⸗ 
kiſchen Flotte mitzutheilen. 

Waſhington, 28. Febr. Die mit dem Veto des Präſidenten 
an das Repraͤſentantenhaus zurückgelangte Silber⸗Bill wurde vom Re: 
präfentantenhaufe nochmals erwogen und mit 196 gegen 173 Stim⸗ 


men genehmigt. 
CCC PPP c NE SUET TEEN TBEECHERBELTTEEER 


Berlin, 28. Febr. Der Geſammtcharakter der heutigen Börſe war ein 
durchweg matter. Nachrichten über engliſche und öſterreichiſche Rüſtungen 
beunruhigten die Speculation und beſtimmten dieſelbe, ſich von neueren 
Unternehmungen möglichſt fern zu halten, wogegen die Coursmeldungen 
von den auswärtigen Plätzen auch bier eine allgemeine Herabſetzung des 
Coursniveaus zur Folge hatten. Die Wiener Börje ſtand ebenfalls unter 
dem Eindruck der Gerüchte über die bevorſtebende Mobiliſirung der öſterr.⸗ 
ungar. Armee, die, wie es den Anſchein gewinnt, hauptſächlich gefordert 


Febr. 28., März 1. 
Luftwärme. 


A 4 : A twärmeeeeeeee „ f 
wird, und fanden die Wiener Courſe daher auch eine aufmerkſamere Beach⸗ x 1 00 332/%,79 332%55 330%78 
tung. Bei alledem war an bieſiger Börfe von einer größeren Erregtheit e e . 2,71 24.54 24746 
der Öemütber oder von der Furcht, daß der Krieg von Neuem beginnen Dunſtſättigung 79 pCt. 87 pCt 81 pCt. 
und, was in dieſem Falle die Hauptſache wäre, die 2 des türkischen | Wind . 2. S. 62. S. 2. 
Gebietes überſchreiten könne, nichts zu bemerken. Der Geldmarkt bewahrt Wetter zieml. heiter. bedeckt. bedeckt. 


andauernd eine ungemeine Flüſſigkeit und bleibt die Nachfrage nach Geld von 
ganz belangloſem Umfang. Fremde Wechſel waren angeboten und weichend, na⸗ 
mentlich war öſterr. und ruſſ. Valnta billiger erhältlich. Ruſſiſche Noten 
per März 218 — 217. Die internationalen Speculationspapiere waren eber 
angeboten, wenigſtens war eee Kaufluſt ganz zu vermiſſen. Oeſterr. 
Creditactien gingen verhältnißmäßig am regſten um. Franzoſen und Lom⸗ 
barden blieben bedeutend ſtiller. Die öſterreichiſchen Nebenbahnen be⸗ 
Se ſich ſehr wenig am Geſchäft und konnten ſich nicht voll auf geſtri⸗ 
gem Niveau behaupten. Galizier nachgebend, auch Kaſchau⸗Oderberger ge: 
drückt. Für die localen Speculationseffecten war die Stimmung durchweg 
eine wenig feſte und trotz des ſehr geringen Verkehres auf dieſem Gebiete 
unterlagen die Notirungen mehrfachen Reductionen, Disconto⸗Commandit⸗ 
Antbeile kamen niedriger zur Notiz und Laura⸗Actien ſetzten ihren geftrigen 
Rückgang fort. Es notirten: Disconto⸗Commandit ult. 116—115,10 bis 
15,50, Laurahütte ult. 70, 10 — 70 — 71. Die auswärtigen Staats: 
auleihen hatten ſchon gegenüber den geſtrigen Schluß + Courfen mit 
kleineren Reductionen eröffnet und ließen auch im weiteren Verlaufe 
ferner nach. Zu den berabgeſetzten Courſen zeigte ſich übrigens gute Kaufluſt. 
5% ruſſ. Staatsanleihen pr. ult. 82,75 —82,50—82,70—82, Preußiſche 
und andere deutſche Staatspapiere ganz unbelebt. Einheimische rioritäten 
zeigten ſich recht feſt und ließen auch Regſamkeit bis zu einem gewiſſen Grade 
nicht vermiſſen. Auswärtige Deviſen feſt aber ruhiger. Auf dem Eiſendabn⸗ 
actienmarkte herrſchte eine gedrückte Tendenz, die ſich größtentheils von 
Realiſationsverkäufen herſchreibt. Im Uebrigen war der Verkehr ſehr ge⸗ 
ring. Rumänen offerirt. Obligationen matt. Halberſtadt Stamm Prioritäts⸗ 
Actien beliebt. Bankactien ſehr ſtill und Gui feſt. Luxemburger Bank 
beſſer. Bank für Rheinland zu höherem Courſe begehrt. Eſſener Credit 
und Sächſiſche Bank ſteigend. Deutſche Bank niedriger. Meininger Bank 
ließ etwas nach. Weimariſche Bank desgleichen. Darmſtädter ſehr ſtill und 
niedriger. Preuß. Bodeneredit nachgebend. Brüſſeler Bank, Leipziger Credit, 
Thüringiſche matter. Induſtriepapiere meiſt geſchäftslos. Greppiner Werke 


— — — — œüuäRaa— — ———— —— — 
Breslau, 1. März. [Waſſerſtand.] O.⸗P. 5 M. 46 Cm. U.⸗B. 1 M. 28 Em. 
j —— — — . —-—-—¼—— — 9 — 


[Eine kleine Touriſtin.] Die „Pol.“ hatte vor einigen Tagen berich⸗ 
tet, daß die achtjährige Helene Mayers, eine Tochter des im Teatro italiano 
zu Prag gaſtirenden Künſtlers Herrn Mayers, verſchwunden ſei. An das 
Verſchwinden des Kindes knüpften ſich bereits die verſchiedenſten Vermu⸗ 
thungen, welchen aber, wie das genannte Blalt ſchreibt, gründlich ein Ende 
gemacht wurde. Die kleine Helene batte nämlich ſo oft das Lied von „Be⸗ 
neſchau, wo iſt der Himmel blau“ fingen gehört, daß in ihrem Köpfchen die 
Abſicht entſtand, ſich einmal den wunderſchön blauen Himmel auch in der 
Nähe anzuſeben. Ohne Jemandem von dieſer Landpartie eiwas zu ſagen, 
begab ſie ſich auf den Weg und gelangte glücklich bis nach Pankrac, wo ſie 
jedoch nicht mehr wußte, wohin ſie 15 m wenden habe. Ein Milchweib, 
an das ſich die kleine Helene um Auskunft wendete, verſtand von dem 
ganzen deutſchen Geſpräche nichts als „Beneſchau“ und nahm bereitwillig 
das Kind auf dem von Hunden gezogenen Gefährte mit, unterließ aber 
nicht, über den Leichtſinn der Eltern, ein ſo kleines Kind eine ſo weite Reiſe 
allein unternehmen zu laſſen, eine abfällige Kritik zu Üben. Bei Jeſenie, 
in ihrer Heimatb, lud fie das Kind auf der Straße ab und ein Fuhrmann 
erbarmte ſich der kleinen Reiſenden, indem er fie bis nach Beneſchau mit: 
nahm und ſie unterwegs mit Speiſe und Trank verſorgte. In Beneſchau 
angelangt, ging das Kind in ein Gaſtbaus, wo die Wirthin mit Erſtaunen 
hörte, welcher Zweck die kleine Touriſtin dorthin führe. Inzwiſchen hatte 
aber die Prager Polizei die Reiſeroute der die in genden Kleinen in Er⸗ 
fahrung gedracht und ein Telegramm bielt fie in Beneihau an. Nachdem 
fie ſich allo den blauen Himmel 82 80 angeſehen, brachte fie ein Ge⸗ 
richtsdiener mittelft der Franz Joſef⸗Babhn wieder nach Prag und wurde 


dieſelbe ihren Eltern übergeben. 
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beſſer, Tiezſch Eiſenwerke zogen etwas an, Oberſchleſ. Eiſenbahnbedarf ſtei⸗ _M 
gend, Wilhelmine Victoria höher, Bergiſch⸗Märk. Bergwerk, Hibernia, Reden⸗ Freitag, den 1. März. „Eine ver⸗ erlobungs-u. Hochzeits- Mnzei 
bütte, Braunſchweiger Kohlen und Rbein⸗Naſſau weichend. i folgte Unschuld.“ Bone mit Ge] una andere Familion-Anzeigen). 


ang in 1 Act von Pobl. „Briß: 
— b u inladungen 2. Baue, Sonpers ete. 
Offenbach. „Di M 


in 1 F einste enu-u. Tanz- Ordnungen. 5 
Visiten- u, Aäress-Karten. 
Graveur-Arbeit. (Siegeln. Stempel) 
Be Ehren- Burger- Briefe. ur 


n-Mitgı.-Dipiome . Vereine. 


m 2% Uhr: Rubig. Credit 385, Lombarden 125, Franzoſen 435,50, 
Reichsbank 155,80, Disconto⸗Commandit 115,75, Laurahütte 70,50, Italiener 
73,40, Oeſterr. Geldrente 62,00, do. Silberrente 56,25, do. Bapierrente 52,00, 
Sproc. Ruſſen 82,75, Köln⸗Mindener 90,75, Rheiniſche 104,75, Bergiſche 
73,75, Rumänen 23,30. n 


London, 28. Februar. [Bankausweis.] Totalreſerve 12,918,000 Pfd. 
Sterl. Notenumlauf 26,529,000 Pfd. Sterl. Baarvorrath 24,447,000 Pfd. 
Sterl. Portefeuille 20,316,000 Pfd. Sterl. Guthaben der Privaten 
23,331,000 Pfd. Sterl. 9 895 des Staatsſchatzes 6,885,000 Pfd. Sterl. 
Notenreſerve 11,791,000 Pfd. Sterl. 

Glasgow, 28. Febr. Roheiſen 51. 


„Berlin, 28. Febr. [Producten⸗ Bericht.] Bei peränderlichem Weiter 
iſt heute die Luft wieder recht mild. Roggen hat ſich im Werthe wenig ver, 


Abermalige Preisermäßigung, mit 
dem Porratb zu räumen. 5 
Regalia- Cigarren |Eir- | 
Javd-Cigarren, à Mille 16 Mk. 50 Pf. Kaufmünn. u. Iandwirths. Formulare. 

A. Gonſchior, Weidenftr. 22. | Artift, Juſt. M. Spiegel, Sreslan 


Verantwortlicher Redacteur: Dr. Stein. 
Dried von Graß, Bard a. Comp. (W. Friedrich) in Breslau. 
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